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1. Zu den Zielen des Kabinettsentwurfs und den Maßnahmen 

seiner Umsetzung 

Leistungen der betrieblichen Altersversorgung sind seit dem GKV-Modernisierungsgesetz aus 
dem Jahr 2003 in der gesetzlichen Krankenversicherung als sogenannte Versorgungsbezüge 
beitragspflichtig. Auf Versorgungsbezüge werden Krankenversicherungsbeiträge nach dem 
allgemeinen Beitragssatz zuzüglich des kassenindividuellen Zusatzbeitragssatzes erhoben. 
Die Betriebsrentnerinnen und -rentner haben diese Beiträge allein zu tragen. Dies verringert 
die Attraktivität von Betriebsrenten und führt heute vielfach dazu, dass Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer gegenüber entsprechenden Angeboten zurückhaltend sind. Die Erhebung von 
Krankenversicherungsbeiträgen ist somit ein Hemmnis für den weiteren Auf- und Ausbau der 
betrieblichen Altersversorgung geworden. 

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, die betriebliche Altersversorgung zu stärken und für Beschäf-
tigte attraktiver zu machen. Die betriebliche Altersversorgung hat sich in den letzten Jahrzehn-
ten zu einer wichtigen Säule der Alterssicherung entwickelt. Dementsprechend haben die da-
raus erwachsenen Ansprüche auf Betriebsrenten in Form laufender Leistungen und einmaliger 
Kapitalauszahlungen eine zunehmende Bedeutung für die Absicherung des Lebensstandards 
im Alter. 

Betriebsrentnerinnen und -rentner werden von Krankenversicherungsbeiträgen, die sie im Al-
ter aus Leistungen der betrieblichen Altersversorgung zu leisten haben, entlastet. Dadurch 
sollen Beschäftigte motiviert werden, eine Betriebsrente aufzubauen und ihre Altersvorsorge 
zu stärken. Die heutigen Betriebsrentnerinnen und -rentner werden durch den Gesetzentwurf 
ebenfalls entlastet. 

Bewertung des Sozialverbands VdK 

Der Sozialverband VdK hat sich von Anfang an gegen die Regelung des GKV-Modernisie-
rungsgesetzes eingesetzt. Nach Inkrafttreten der Regelung haben wir Musterklagen in ver-
schiedenen Fallgruppen geführt, teils bis zum Bundesverfassungsgericht. 

Auch wenn die Gesetzesänderung nicht verfassungswidrig war, der Ärger bei den Betroffenen 
ist groß. Täglich erhalten wir Schreiben von aufgebrachten Mitgliedern, die uns schildern, wie 
sehr sie die hohen Sozialabgaben belasten. Wir begrüßen sehr, dass nun endlich Bewegung 
in das Thema kommt! 

Wir bedauern jedoch, dass so viele Jahre nichts passiert ist. Dies hat die Betroffenen viel Ärger 
und Geld gekostet. Viele wurden erst bei ihrem Renteneintritt von der Gesetzesänderung über-
rascht. Wir haben in dieser Zeit zahlreiche Gerichtsverfahren bis vor das Bundesverfassungs-
gericht geführt. Die juristische Klärung änderte jedoch nichts am Gefühl der ungerechten Be-
handlung. 

Grundsätzlich halten wir am System der gesetzlichen Rentenversicherung als wichtigster 
Säule der Alterssicherung fest. Die Erfahrungen mit der Wirtschafts- und Finanzkrise und die 
Stagnation bei der betrieblichen und privaten Altersvorsorge belegen, dass kapitalgedeckte 
betriebliche oder private Vorsorge die Absicherung im Alter und insbesondere bei Invalidität in 
der gesetzlichen Rentenversicherung weder ganz noch teilweise ersetzen kann. 
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Vor allem zur Lebensstandardsicherung ist die betriebliche Altersversorgung, als zweite Säule 
der Alterssicherung, jedoch eine sinnvolle und notwendige Ergänzung. Wir begrüßen daher 
sehr, dass die Rahmenbedingungen durch den Gesetzentwurf verbessert werden. 

Im Folgenden nimmt der Sozialverband VdK zu ausgewählten Punkten Stellung. 

2. Zu den Regelungen im Einzelnen 

2.1. Freibetrag für Leistungen der betrieblichen Altersvorsorge 

Bereits ab dem 1. Januar 2020 gilt für Leistungen der betrieblichen Altersversorgung ein mo-
natlicher Freibetrag, der versicherungspflichtige Mitglieder der gesetzlichen Krankenversiche-
rung von Beiträgen zur gesetzlichen Krankenversicherung entlastet. Die monatlichen Gesamt-
einnahmen aus Betriebsrenten werden damit bis zu einem Betrag von einem Zwanzigstel der 
monatlichen Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IV) beitrags-
frei gestellt. Dies sind 159,25 Euro im Jahr 2020. Dieser Freibetrag steigt folglich künftig pa-
rallel zur Bezugsgröße und damit in etwa mit der durchschnittlichen Lohnentwicklung an. 

Bewertung des Sozialverbands VdK 

Die Umwandlung der bisherigen Freigrenze in einen Freibetrag ist ein Schritt in die richtige 
Richtung und eine finanzielle Erleichterung für Betriebsrentnerinnen und -rentner. Waren bis-
her bei der Überschreitung der Freigrenze Krankenversicherungsbeiträge auf die gesamte 
Summe fällig, bleibt der Freibetrag in Zukunft immer abgabenfrei. Dadurch bleiben monatlich 
rund 23 Euro mehr von der Betriebsrente. Besonders für Rentnerinnen und Rentner mit kleiner 
Betriebsrente bedeutet dies eine finanzielle Entlastung. 

Wir begrüßen besonders, dass der monatliche Freibetrag bereits ab dem 1. Januar 2020 gel-
ten soll! Eine finanzielle Verbesserung war längst überfällig. Umso mehr werden sich die Rent-
nerinnen und Rentner freuen, dass sie schon ab Anfang nächsten Jahres mehr Betriebsrente 
ausgezahlt bekommen werden. 

Leider bringt diese Regelung keine Entlastung für all die Betriebsrentner, die seit 2004 den 
vollen Beitragssatz alleine zahlen mussten. Insbesondere die Direktversicherten, deren 10-
Jahres-Abzahlung auf die Kapitalausschüttung bereits abgelaufen ist, profitieren nicht mehr 
von dieser Regelung. Wir hätten uns diese Erkenntnis daher eher gewünscht.  

2.2. Entnahme aus Liquiditätsreserve zur Kompensation der Minder-

einnahmen und Absenken der Mindestreserve des Gesundheitsfonds 

In Folge der Einführung eines Freibetrages entstehen den Krankenkassen ab dem Jahr 2020 
jährliche Mindereinnahmen von 1,2 Milliarden Euro. Im Jahr 2020 werden diese Minderein-
nahmen auf Basis des geltenden Rechts in vollem Umfang aus Mitteln der Liquiditätsreserve 
ausgeglichen, da die Zuweisungen, die die Krankenkassen aus dem Gesundheitsfonds erhal-
ten, bereits festgesetzt wurden. 
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Das Risiko für Beitragsmindereinnahmen wird demnach durch den Gesundheitsfonds getra-
gen. Um die Mehrbelastungen in den Folgejahren teilweise zu kompensieren und die Belas-
tungen der Beitragszahlerinnen und Beitragszahler vorübergehend zu begrenzen, werden den 
Einnahmen des Gesundheitsfonds im Jahr 2021 900 Millionen Euro, im Jahr 2022 600 Millio-
nen Euro und im Jahr 2023 300 Millionen Euro aus der Liquiditätsreserve zugeführt, die damit 
für höhere Zuweisungen an die Krankenkassen zur Verfügung stehen. 

Die gesetzlich vorgesehene Mindestreserve des Gesundheitsfonds wird von 25 Prozent auf 
20 Prozent einer Monatsausgabe abgesenkt. Diese Höhe reicht aus, um die unterjährigen Ein-
nahmeschwankungen des Gesundheitsfonds abzusichern. Mit dieser Maßnahme soll erreicht 
werden, dass ausreichend liquide Mittel im Gesundheitsfonds zur Verfügung stehen, um die 
Entnahmen aus der Liquiditätsreserve zur Kompensation der Mehrbelastungen der Beitrags-
zahlerinnen und Beitragszahler zu finanzieren. 

Bewertung des Sozialverbands VdK 

Die Einführung eines Freibetrages war im Koalitionsvertrag nicht vorgesehen. Wir freuen uns, 
dass nun dennoch Verbesserungen für Betriebsrentnerinnen und -rentner kommen. Wie die 
Einnahmeausfälle der Krankenkassen auszugleichen sind, wird sehr kontrovers diskutiert. Im 
vorliegenden Entwurf ist keine Gegenfinanzierung aus Steuermitteln vorgesehen. Zwar haben 
die Krankenkassen seit 2004 durch die Beiträge auf Betriebsrenten Mehreinnahmen erwirt-
schaftet. Die Förderung von Betriebsrenten ist jedoch nicht die Aufgabe der Gemeinschaft der 
gesetzlich Versicherten. Die Rücklagen der Krankenkassen wurden über die Zusatzbeiträge 
auch von Geringverdiener mitaufgebaut, die nie die Chance hatten selbst eine betriebliche 
Altersvorsorge aufzubauen. Diese müssen nun die Entlastung auch von Rentnerinnen und 
Rentnern auch mit hoher Betriebsrente tragen. Zudem fehlt bisher eine Lösung für die Finan-
zierung ab dem Jahr 2023. 
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Verantwortlich: Markus Hofmann, Abteilungsleiter Sozialpolitik 

Betriebsrenten bei der Beitragspflicht zur gesetzlichen Krankenversicherung zu entlastet ist 

ein wichtiger und längst überfälliger Schritt. Der Gesetzentwurf bedeutet für rund 60 Prozent 

der Betriebsrentnerinnen und Betriebsrentner künftig, dass auf ihre Betriebsrenten weniger 

als der halbe Beitragssatz erhoben wird. Diese Maßnahme ist sinnvoll, um bestehende Prob-

leme zumindest zu lindern und die Betriebsrenten auch langfristig attraktiv zu halten. Außer-

dem begünstigt der Vorschlag insbesondere Menschen mit geringem Lohn und einer Be-

triebsrente von wenigen hundert Euro. Nachzubessern ist im Gesetzgebungsverfahren, dass 

die Einnahmeausfälle mittel- und langfristig voll aus Steuermitteln zu finanzieren sind.  

Der Antrag der Fraktion DIE LINKE fordert, neben dem Freibetrag, auf den überschießenden 

Teil nur den halben Beitragssatz zur Krankenversicherung und Pflegeversicherung zu erhe-

ben. Auf Direktversicherungen, die vor 2004 abgeschlossen wurden, sollen gar keine Bei-

träge mehr entrichtet werden. Damit würden die Betriebsrenten weit über die gesetzliche 

Rente hinaus privilegiert, insbesondere die alten Direktversicherungen, welche aus  zumin-

dest teilweise  unverbeitragtem Einkommen finanziert wurden.  

Für den DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften bleibt das Ziel, die Doppelverbeitragung von 

Betriebsrenten künftig auszuschließen.  

1) Bewertung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung auf Drucksache 19/15438 

Auf Betriebsrenten ist bisher der volle Beitragssatz zur Krankenversicherung von den Beschäftigten 
alleine zu tragen. Das vorliegende Gesetz sieht vor, dass die Betriebsrenten nicht mehr voll verbeitragt 
werden. Von der Betriebsrente wird künftig ein Freibetrag in Höhe 1/20 der monatlichen Bezugsgröße, 
ab Januar 2020 etwa 159 Euro monatlich, abgezogen und nur der Rest verbeitragt. Betriebsrenten 
unter knapp 320 Euro zahlen damit künftig faktisch weniger als den halben Beitragssatz, werden also 
um mehr als 50 Prozent entlastet (siehe Tabelle 1). Und selbst Betriebsrenten von 600 Euro werden 
noch um über 22 Prozent gegenüber dem bisherigen Beitrag entlastet.  

Damit wird für rund 60 Prozent der Betriebsrentnerinnen und -Betriebsrentner faktisch wieder nur der 
halbe Beitragssatz erhoben und damit eine wesentliche Forderung des DGB angegangen. Auch ist 
dies ein praktikabler Schritt, um auch die Fälle der doppelten Verbeitragung in der Spar- und Auszah-
lungsphase zumindest zu mindern, denn die Entlastung gilt ab 1.1.2020 und damit auch für künftige 
Auszahlungen bei allen Altfällen. Auch bei Einmalzahlungen gibt es eine Entlastung, soweit sie über 
den 1.1.2020 hinaus noch in der Beitragszahlung sind.  

stellungnahme 

  

Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes zu 
Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU und SPD auf Drs. 19/15438  
eines Gesetzes zur Einführung eines Freibetrages in der gesetzlichen 
Krankenversicherung zur Förderung der betrieblichen Altersvorsorge 
(GKV-Betriebsrentenfreibetragsgesetz) sowie 
Antrag der Fraktion DIE LINKE. auf Drucksache 19/15436 
Doppelverbeitragung konsequent beenden  Versicherte entlasten 
 

  

Entlastung der Betriebsrenten ist zu begrüßen 02.12.2019 
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Diese Entlastung ist sozial ausgewogen, da sie insbesondere kleinere Betriebsrenten spürbar entlas-
tet und die Abbruchkante an der Freigrenze abschafft. Wichtig ist auch, dass die sozialpolitisch er-
wünschte Förderung der Betriebsrenten auch zielgenau nur die Betriebsrenten und nicht alle Versor-
gungsbezüge entlastet. Daher wäre es aber auch richtig, die Einnahmeausfälle mittelfristig aus 
Steuermitteln zu erstatten. Die Entlastung bei den Betriebsrenten mindert auch das Problem der Dop-
pelverbeitragung, auch wenn der DGB der Auffassung bleibt, dass die Doppelverbeitragung ganz aus-
geschlossen werden sollte.  

Die Entlastung gilt auch bei Kapitalwahl (Einmalbetrag) bei Betriebsrenten. Wer eine Einmalzahlung 
bekommt, zahlt auf 1/120 der ausgezahlten Summe für 120 Monate den Beitragssatz zur Kranken- 
und Pflegeversicherung. Damit sollen Vorteile aufgrund der Beitragsbemessungsgrenze zur Kranken-
versicherung bei Einmalzahlungen vermieden werden. Ab dem 1.1.2020 wird hierauf auch der Frei-
betrag angewendet. Soweit die 120 Monate noch nicht abgelaufen sind und ab dem 1.1.2020 noch 
monatlich Beiträge zur Krankenversicherung gezahlt werden, wird der Freibetrag für die restlichen 
Monate auch hier angewendet. Ab dem 1.1.2020 würde vom den 1/120 der Einmalzahlung, das der 
Beitragsberechnung zugrunde liegt, also der Freibetrag von rund 159 Euro abgezogen und nur der 
Rest verbeitragt. Beispielsweise (siehe Tabelle 2) bei einer Kapitalzahlung von 30.000 Euro waren 

bisher (bis Ende 2019) monatlich 46,63 im Monat zu zahlen, künftig wären es 21,78 Euro.  

Anzumerken ist noch, dass es aufgrund des angestrebten Zwecks sinnvoll erscheint, dass die nun 
vorgesehen Entlastung sich ausschließlich auf Betriebsrenten erstrecken soll. Allerdings trägt die 

Beitrag

eff. Beitragssatz

(Kranken- + 

Pflegevers.)

3,1% 4,5% 6,2% 8,7% 10,4% 14,5%

Beitrag

eff. Beitragssatz

(Kranken- + 

Pflegevers.)

18,7% 18,7% 18,7% 18,7% 18,7% 18,7%

Differenz

Entlastung

(in Prozent)
83,3% 76,1% 66,6% 53,3% 44,4% 22,2%

Annnahme: gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung, Zusatzbeitrag 1 Prozent, ohne Kinderlosenbeitrag

Betriebsrente in Euro pro Monat

Tabelle 1: 

Beitrag für Kranken und Pflegeversicherung neues und altes Recht

neu

alt

             

Beitrag

eff. Beitragssatz

(Kranken- + 

Pflegevers.)

3,7% 8,7% 12,7% 13,7% 15,7%

Beitrag

eff. Beitragssatz

(Kranken- + 

Pflegevers.)

18,7% 18,7% 18,7% 18,7% 18,7%

Differenz

Entlastung

(in Prozent)
79,9% 53,3% 32,0% 26,6% 16,0%

Annnahme: gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung, Zusatzbeitrag 1 Prozent, ohne Kinderlosenbeitrag

neu

alt

Einmalzahlung in Euro pro Monat

Tabelle 2:

Beitrag für Kranken und Pflegeversicherung neues und altes Recht



 

Seite 3 von 4 der Stellungnahme vom 02.12.2019 

 

Gruppe der gesetzliche krankenversicherten Beamtinnen und Beamten den Beitragssatz regelmäßig 
voll alleine, da, mit Ausnahme einiger weniger Bundesländer, die Dienstherren sich weder direkt noch 
indirekt an der Beitragszahlung beteiligen. Dieser erhebliche finanzielle Nachteil der gesetzlich versi-
cherten  Beamtinnen und Beamten ist anderweitig, bundesweit verbindlich und sachgerecht auszu-
gleichen. 

Finanzierung der vorgesehenen Maßnahmen 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) begrüßt den im Vorschlag des Referentenentwurfs enthal-
tenen Ansatz, die durch die Einführung eines Freibetrags entstehenden Mindereinnahmen der gesetz-
lichen Krankenversicherung (GKV) zunächst aus der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds zu 
kompensieren. Dieser Weg ist sowohl hinreichend pragmatisch als auch voraussichtlich ausreichend 
kurzfristig wirksam, um eine zeitnahe und umfassende Entlastung der Betriebsrentnerinnen und Be-
triebsrentner zu realisieren. Die durch den Referentenentwurf vorgesehene, progressiv zunehmende 
finanzielle Inanspruchnahme der Rücklagen der GKV für die Finanzierung der vorgesehenen Maß-
nahme bedarf aus Sicht des DGB hingegen einer notwendigen Korrektur.  

Die jährlichen Mindereinnahmen in Höhe von voraussichtlich 1,2 Milliarden Euro sollen im Jahr 2020 
vollständig aus der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds finanziert werden; im Jahr 2021 werden 
der GKV sodann Mindereinnahmen in Höhe von 300 Millionen Euro, im Jahr 2022 in Höhe von 600 
Millionen Euro und im Jahr 2023 in Höhe von 900 Millionen Euro entstehen. Die sukzessive anwach-
sende finanzielle Mehrbelastung der GKV ist im Kontext der bereits in dieser Legislatur beschlossenen 
Gesetzesvorhaben mit Ausgabensteigerungen aufgrund von Leistungsausweitungen mit einem Um-
fang von aktuell ca. 17 Mrd. Euro als strukturell problematisch anzusehen. Das IGES-Institut rechnet 
spätestens ab dem Jahr 2026  und auch nur unter der Voraussetzung anhaltend kräftiger Lohnzu-
wächse  mit einem Überschreiten der Einnahmen der GKV durch die entstehenden Ausgaben und 
einem völligen Aufzehren der GKV-Reserven. Angesichts dessen ist sicherzustellen, dass die Entlas-
tung der Betriebsrentnerinnen und Betriebsrentner wie beabsichtigt realisiert wird, aber nicht zur fi-
nanziellen Destabilisierung der GKV beiträgt. Zur Kompensation der mit der vorgeschlagenen Maß-
nahme einhergehenden Beitragsausfälle sollte die vollständige Finanzierung der staatlichen 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) durch Steuermittel  die GKV finanziert hier 
und heute gut die Hälfte des Etats der BZgA  sowie die Verlagerung der durch die GKV finanzierten 
familienpolitischen Leistungen in den Etat des BMFSFJ umgesetzt werden. Darüber hinaus sind bei 
allen Leistungsausweitungen die unter Beteiligung der Sozialpartner als Vertreter der Beitragszahler 
und Beitragszahlerinnen im IQTIG entwickelten evidenzbasierten Instrumente der Qualitätssicherung 
anzuwenden, um eine Fehlallokation von Beitragsmitteln im Gesundheitswesen zu verhindern. 

Nicht zielführend ist aus Sicht des DGB hingegen das Absenken der Mindestreserve der liquiden Mittel 
des Gesundheitsfonds von 25 Prozent auf 20 Prozent einer Monatsausgabe. Die Absicherung unter-
jähriger Einnahmeschwankungen unterliegt nicht nur dem Erfordernis der Finanzierung bereits gegen-
wärtig bestehender Auszahlungsverpflichtungen, sondern auch der notwendigen Ausgleichsfähigkeit 
möglicher künftiger Einnahmeausfälle und gegenwärtig noch nicht feststehender Ausgabenauswei-
tungen. Die Beibehaltung der Mindestreserve des Gesundheitsfonds in Höhe von 25 Prozent einer 
Monatsausgabe ist vor diesem Hintergrund erforderlich.  

2) Bewertung des Antrags der Fraktion DIE LINKE. auf Drucksache 19/15436 

Die Fraktion DIE LINKE. fordert analog der Bundesregierung, einen Freibetrag für Betriebsrenten 
einzuführen. Abweichend von der Bundesregierung soll dieser Freibetrag auch für die Pflegeversi-
cherung gelten und auf Betriebsrenten über dem Freibetrag nur der halbe Beitragssatz zur Kranken- 
und Pflegeversicherung erhoben werden. Auf Altverträge, die vor 2004 geschlossen wurden, soll so-
gar gar kein Beitrag mehr erhoben werden. Abschließend sollen für alle ALG II Beziehende der Bei-
trag zur Kranken- und Pflegeversicherung um 3,3 Mrd. Euro angehoben werden. 

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften haben die Halbierung des Beitragssatzes gefordert. 
Dies jedoch zusätzlich zum Freibetrag zu tun, entlastet insbesondere Personen mit sehr hohen Be-
triebsrenten zusätzlich. Außerdem wären Betriebsrenten dann deutlich gegenüber ausgezahltem 
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Lohn oder den gesetzlichen Renten privilegiert. Sinnvoller wäre es aus Sicht des DGB stattdessen 
die Doppelverbeitragung systematisch auszuschließen. Auch die Forderung, vor 2004 abgeschlos-
sene Verträge ganz von der Beitragspflicht auszunehmen ist verständlich und wird vom DGB als 
eine gute Möglichkeit angesehen, den Streit um die sogenannten Altfälle beizulegen.  

Die Forderung, für ALG II Beziehende höhere Beiträge zu zahlen teilt der DGB. Die Beiträge sollen 
so bemessen sein, dass sie kostendeckend sind, bezogen auf die durchschnittlichen Ausgaben für 
Versicherte. Allerdings ergibt es keinen Sinn, die aus Steuern zu finanzierende Entlastung der Be-
triebsrenten dadurch zu finanzieren, dass andere Ausgaben die bisher nicht ausreichend aus Steu-
ern finanziert werden, nun aus Steuern zu finanzieren  auch wenn damit zumindest kurzfristig eine 
Belastung der Versicherten vermieden werden würde.  
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Stellungnahme  

 

anlässlich der öffentlichen Anhörung durch den Ausschuss für Gesundheit des Deutschen Bundestages am  

9. Dezember 2019 zu dem 

 Gesetzentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Einführung eines Freibetrages in der 

gesetzlichen Krankenversicherung zur Förderung der betrieblichen Altersvorsorge (GKV-

Betriebsrentenfreibetragsgesetz  GKV-BRG) BT-Drucksache 19/15438.  

 und dem Antrag der Fraktion DIE LINKE, Doppelverbeitragung konsequent beenden  Versicherte 

entlasten BT-Drucksache 19/15436. 

Gerechte Krankenversicherungsbeiträge für Betriebsrenten  Doppelverbeitragung abschaffen 

BT-Drucksache 19/242. 

 

 
Sehr geehrter Herr Rüddel,  

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zunächst möchten wir uns für die Einladung zu der oben genannten Anhörung herzlich bedanken. Zur Vorberei-

tung der Anhörung übersenden wir Ihnen wunschgemäß unsere Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Bun-

desregierung und dem Antrag der Fraktion DIE LINKE. 

 

Die Belastung der Betriebsrenten mit den vollen Beiträgen zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung 

stellt einen der zentralen Fehlanreize dar, der eine weitere Ausweitung der betrieblichen Altersversorgung 

behindert. Die durch das GKV-Modernisierungsgesetz mit Wirkung zum 1.1.2004 eingeführte volle Beitrags-
pflicht hat die Betriebsrenten gesetzlich Krankenversicherter in den vergangenen 15 Jahren um rund 40 Mrd. 

Euro geschmälert. Zudem hat die ohne jegliche Übergangsfristen eingeführte Regelung zu einem großen Ver-

trauensverlust in die Verlässlichkeit gesetzlicher Rahmenbedingungen der betrieblichen Altersversorgung ge-

führt. 

 

Mit dem Betriebsrentenstärkungsgesetz wurde eine erste Erleichterung der Beitragsbelastung erreicht. Riester-

Betriebsrenten sind seit 1.1.2018, wie private Riesterrenten, in der Bezugsphase beitragsfrei. 

 

 

 
 

 

Ausschussdrucksache 

 

19(14)120(4)

3.12.2019

gel. VB zur öAnh am 9.12.2019 -

Freibetrag GKV

Deutscher Bundestag

Ausschuss f. Gesundheit
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Der vorliegende Gesetzentwurf stellt einen weiteren Schritt auf dem Weg zu einer notwendigen Beitragsent-

lastung der Betriebsrentnerinnen und Betriebsrentner dar. Dennoch wird es auch weiterhin viele Fälle einer 

zweimaligen Vollverbeitragung geben: 

 Weiterhin werden hunderttausende Betriebsrentner zweimal den vollen Beitrag zu Kranken- und Pfle-

geversicherung zahlen müssen.  

 Weiterhin bleibt es für alle Betriebsrentner bei der zweimaligen, vollen Belastung mit Beiträgen zur ge-

setzlichen Pflegeversicherung.  

 Weiterhin fallen die steuerlichen Dotierungsmöglichkeiten von 8% der BBG der GRV und die beitrags-

freie Dotierung von Versorgungswerken mit bis zu 4% der BBG der GRV weit auseinander, die im BRSG 

 

 

Den Antrag der Fraktion D  e-

triebsrenten nicht gleichzeitig in der Finanzierungs- und der Leistungsphase mit den vollen Beiträgen zur ge-

setzlichen Kranken- und Pflegeversicherung zu belasten, unterstützen wir. Die Beseitigung der zweimaligen 

Verbeitragung ist zwar rechtlich nicht zwingend geboten, ihre Abschaffung würde allerdings zu einer stärkeren 

Verbreitung der  betrieblichen Altersversorgung (bAV) führen. 

 

1. Allgemeine Anmerkungen 

 

1.1. Grundsätzliches 

Der Begriff der Doppelverbeitragung wird in der politischen Diskussion verwendet, um zwei verschiedene 

Sachverhalte zu beschreiben.  
 

Einerseits wird der Begriff der Doppelverbeitragung verwendet für den mit dem GKV-Modernisierungsgesetz 

(GMG) umgesetzten Wechsel von der Verbeitragung mit dem halben Beitragssatz für Rentenleistungen (bzw. 

l-

 vollen Beitragssatz sprechen. Davon 

sind nahezu alle Versorgungsanwärter und Betriebsrentner betroffen, die gesetzlich krankenversichert sind: 

Jeder gesetzlich Versicherte, der nach dem 1. Januar 2004 eine Betriebsrente oberhalb der Versicherungsfrei-

grenze des § 226 Abs. 2 SGB V (2020: 159,25 Euro im Monat) erhält, muss auf seine Betriebsrente die vollen 

Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung leisten. Jeder gesetzliche Versicherte, der eine Be-
triebsrente als Kapitalleistung erhält, muss seit Inkrafttreten des GMG einhundertzwanzig Monate lang Beiträ-

ge zahlen (für einen fiktiven monatlichen Zahlbetrag in Höhe von 1/120 der Kapitalleistung). Bis Ende 2003 

waren Kapitalleistungen beitragsfrei. 

 

Andererseits wird die Belastung von Betriebsrenten in der Finanzierungs- und in der Leistungsphase mit Beiträ-

gen zur gesetzlichen Kranken- a-

chen Verbeitragung gab es schon vor Inkrafttreten des GMG, etwa bei den sogenannten echten Eigenbeiträgen 

nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG, in Fällen der privaten Fortführung von Pensionskassenzusagen (früher sogar von 

Direktversicherungszusagen), bei Überschreitung der 4%-Grenze im Rahmen des § 3 Nr. 63 EStG, in den Fällen 

von laufenden Leistungen aus einer Direktversicherung, die nicht durch Umwandlung von Einmalzahlungen 
dotiert wurden und bei den betrieblichen Riesterrenten. Das GMG hat in all diesen Fällen dazu geführt, dass es 

ab 1. Januar 2004 zu einer zweimaligen Vollverbeitragung kommt. 
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Bei Verabschiedung des GMG im Jahre 2003 war noch davon auszugehen, dass Ende 2008 die Beitragsfreiheit 

der Entgeltumwandlung auslaufen würde. So sah es das 2001 verabschiedete AVmG vor. Wäre die entspre-

chende AVmG-Regelung nicht entfristet worden, wäre die zweimalige Vollverbeitragung in den Fällen der Ent-

geltumwandlung zur Regel geworden.  

 

Zum 1. Januar 2018 wurde durch das Betriebsrentenstärkungsgesetz der Förderrahmen des § 3 Nr. 63 EStG 

zwar von 4% auf 8% erhöht, diese Erhöhung ist aber nicht sozialversicherungsrechtlich flankiert. Bei einer Do-
tierung über 4% hinaus wird es somit ebenfalls zur zweimaligen Vollverbeitragung kommen. 

 

1.2. Kontraproduktive zweimalige Belastung mit Beiträgen zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversi-

cherung 

Regelmäßig werden heute bei der betrieblichen Altersversorgung in der Finanzierungsphase keine Beiträge zur 

gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung geleistet, in der Leistungsphase werden dann Beiträge zur ge-
setzlichen Kranken- und Pflegeversicherung erhoben mit dem vollen Beitragssatz. In der Praxis treten aber 

vielfach abweichende Konstellationen auf. Diese Fälle sind atypisch, aber keineswegs Ausnahmefälle. 

 

Besondere praktische Relevanz haben dabei die folgenden Konstellationen: 

 

1.2.1. Pauschalbesteuerte Beiträge 

Für Direktversicherungs- und Pensionskassenzusagen, die vor dem 1. Januar 2005 erteilt wurden, bestand die 

Möglichkeit der sogenannten Pauschalversteuerung. In diesen Fällen wurden die Finanzierungsbeiträge bis zu 

einer Höhe von 1.752 Euro mit einem Lohnsteuersatz von 20 % in der Finanzierungsphase belastet. Unter be-
stimmten Voraussetzungen kann diese steuerrechtliche Regelung bis heute weiter genutzt werden. Erfolgte die 

Finanzierung durch den Arbeitnehmer im Wege der Entgeltumwandlung aus Sonderzahlungen (zum Beispiel 

Weihnachtsgeld) so geschah dies sozialabgabenfrei, erst die spätere Leistung ist beitragspflichtig. Erfolgt die 

Finanzierung allerdings aus laufendem Einkommen, so wurden und werden Sozialabgaben fällig. In diesen Fäl-

len kommt es zu einer Verbeitragung von Versorgungsaufwand und späterer Leistung. Aufgrund der ungünsti-

gen beitragsrechtlichen Wirkung wurde die Finanzierung aus laufendem Einkommen eher selten gewählt.  

 

Teilweise wird zu Unrecht bestritten, dass in letzteren Fällen eine betriebliche Altersversorgung vorliegt. Auch 

wenn die Beiträge ausschließlich vom Arbeitnehmer finanziert wurden, handelt es sich dennoch um bAV. Ver-

sicherungsnehmer ist der Arbeitgeber und die Beiträge sind einer Besteuerung unterworfen, die nur der be-
trieblichen Altersversorgung durch Direktversicherungen und Pensionskassen offen steht.  

 

1.2.2. Echte Eigenbeiträge 

An der Finanzierung seiner Betriebsrente kann sich der Arbeitnehmer auch durch sogenannte echte Eigenbei-

träge beteiligen. Echte Eigenbeiträge liegen dann vor, wenn der Arbeitnehmer bereits versteuertes und zur 

Sozialversicherung verbeitragtes Einkommen als eigene Beiträge (aus Nettoeinkommen) in die bAV einfließen 

lassen möchte, § 1 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG. Auch in diesen Fällen kommt es zu einer zweimaligen Verbeitragung 

in der Kranken- und Pflegeversicherung.  

 

Zahlenmäßig handelt es sich bei den echten Eigenbeiträgen  ungeachtet der öffentlichen Wahrnehmung  mit 
Abstand um die größte Fallgruppe doppelter Verbeitragung. Typisch ist dies für viele Pensionskassen. Eine 

branchenübergreifende Untersuchung einiger großer Pensionskassen mit insgesamt rund 500.000 gesetzlich 

krankenversicherten Betriebsrentnern hat ergeben, dass annähernd 60%, d.h. rund 300.000 von ihnen, sowohl 
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in der Finanzierungs-, als auch in der Leistungsphase voll beitragspflichtig waren/sind1. Die Berechnungen ha-

ben ergeben, dass bei den einbezogenen Pensionskassen rund 25% der betroffenen Rentenleistungen oder 285 

Millionen Euro Jahresrentenleistung (Brutto-Jahreswert) betroffen sind. Die Belastung mit Kranken- und Pfle-

geversicherungsbeiträgen dieser untersuchten Gruppe dürfte daher bei etwa 52 Millionen Euro pro Jahr liegen.  

 

1.3. Neuerungen durch das Betriebsrentenstärkungsgesetz 

Durch das Betriebsrentenstärkungsgesetz wurden betriebliche Riesterrenten zum 1. Januar 2018 von der Ver-

beitragung im Alter freigestellt. Die Verbeitragung von privaten und betrieblichen Riesterrenten wurde 

dadurch gleichgestellt. Das ist zu begrüßen, da so die Attraktivität der betrieblichen Riesterrenten gerade für 

Geringverdiener deutlich erhöht wurde. 

 

Im Zuge des Betriebsrentenstärkungsgesetzes wurde zudem die Steuerfreiheit von Beiträgen zu einer Pensi-

onskasse, einem Pensionsfonds oder einer Direktversicherung von 4% der BBG (West) auf 8% erhöht (§ 3 Nr. 

63 EStG). Demgegenüber bleiben weiterhin nur 4% beitragsfrei. Der Gesetzgeber hat damit erneut systema-

tisch für einen neuen Fall der Doppelverbeitragung gesorgt. Auf das Jahr 2019 bezogen müssen Arbeitnehmer 
mit einem Monatseinkommen von unter 4.537,50 Euro, die arbeitgeber- oder arbeitnehmerfinanzierte Beiträ-

ge von insgesamt mehr als 268 Euro im Monat an eine Pensionskasse, einen Pensionsfonds oder eine Direkt-

versicherung leisten, den überschreitenden Teil sowohl in der Beitrags- als auch in der Leistungsphase in der 

gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung verbeitragen.  

 

Die Ausweitung der Steuerfreiheit ohne sozialversicherungsrechtliche Begleitung macht für diese Gruppe von 

Arbeitnehmern mit mittleren Einkommen die bAV unnötig unattraktiv. 

 

1.4. Verbreitungshemmende volle Beitragspflicht in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung 

Nicht nur die oben genannten Fälle der Belastung von Versorgungsaufwand und Leistung mit Beiträgen zur 

Kranken- und Pflegeversicherung verhindern eine Ausweitung der bAV. Ein Hindernis für die Verbreitung der 

betrieblichen Altersversorgung (bAV) wurde durch das GMG zum 1. Januar 2004 gesetzt. Seit diesem Zeitpunkt 

müssen alle in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherten Bezieher von Betriebsrenten auf ihre laufen-

den Versorgungsbezüge und Kapitalzahlungen den vollen Beitragssatz zur Kranken- und Pflegeversicherung 

entrichten. Bis zum 31. Dezember 2003 fiel auf laufende Versorgungsbezüge nur der halbe Beitragssatz an und 

Kapitalleistungen waren beitragsfrei. Ohne Vertrauensschutz- und Übergangsregelungen wurden die Betriebs-

renten der gesetzlich versicherten Betriebsrentner um 8 bis 16% gekürzt. Das Vertrauen in verlässliche Rah-

menbedingungen der bAV wurde dadurch stark beeinträchtigt.  

 

2. Anmerkungen zum Gesetzentwurf 

Anders als vielfach gefordert führt dieser Gesetzentwurf nicht wieder zurück zur Rechtslage, wie sie bis Ende 

2003 bestanden hat. Im Vergleich zu 2003 bleiben Betriebsrentner somit weiterhin mit zusätzlichen Kranken-

versicherungsbeiträgen i.H.v. 1,8 Mrd. Euro jährlich belastet. Dies wiegt angesichts der aktuell wirkenden Nied-

rigzinswelt besonders schwer. 

 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass neben der Freigrenze in Höhe von einem Zwanzigstel der monatlichen Be-

zugsgröße nach § 18 SGB IV (2020: 159,25) ein Freibetrag in gleicher Höhe für die Leistungen der betrieblichen 
Altersversorgung eingeführt wird. Der Freibetrag gilt nur dann, wenn durch die beitragspflichtigen Einnahmen 

aus Versorgungsbezügen und Arbeitseinkommen die Freigrenze überschritten wird. 

                                                           
1
 Unterlagen zur Untersuchung stellen wir auf Wunsch gerne zur Verfügung 
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Von dieser Regelung würden all diejenigen Betriebsrentner profitieren, deren Betriebsrente über der derzeiti-

gen Freigrenze von 159,25 Euro liegt. Insgesamt würden dadurch 60% der Betriebsrentner keine Krankenversi-

cherungsbeiträge mehr auf ihre Betriebsrenten zahlen, die verbleibenden 40% aber sehr wohl. 

Die Gesamtentlastung der Betriebsrentner würde 1,2 Mrd. Euro pro Jahr betragen, und damit weniger als die 

Hälfte der 2003 durch das GMG entstandenen Belastung. 

 
Die Entlastung ist zudem insoweit zu relativieren, als sie über die Beiträge finanziert werden soll und damit 

anders, als noch im Frühjahr in Aussicht gestellt, nicht teilweise über Steuermittel kompensiert werden soll. 

Bildlich gesprochen wird ihnen das, was ihnen in die eine Tasche gesteckt wird, teilweise aus der anderen wie-

der herausgenommen. Diese Art der Finanzierung belastet zudem die Arbeitgeber und Arbeitnehmer über 

ihren steigenden Anteil an der Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung. 

 

2.1.  Freiwillig gesetzlich Krankenversicherten weiterhin benachteiligt 

Der Gesetzesentwurf definiert als Ziel: "Betriebsrentnerinnen und -rentner werden von Krankenversicherungs-
beiträgen, die sie im Alter aus Leistungen der betrieblichen Altersversorgung zu leisten haben, entlastet." Diese 

Aussage trifft ausdrücklich nicht auf freiwillig Kranken- und Pflegeversicherte zu.  

 

- i-

willig Versicherte ausdrücklich von den Regelungen des § 226 SGB V ausgenommen (§ 3 Abs. 4 Beitragsverfah-

rensgrundsätze Selbstzahler). Nach einer Erhebung durch den vdek ist diese Gruppe keineswegs klein, sie um-

fasst rund 2,7% der Rentner und Rentnerinnen.  

 

Es kann auch keineswegs davon ausgegangen werden, dass alle freiwillig Krankenversicherten gleichzusetzen 
sind mit einer hohen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. Zu dieser Gruppe zählen z.B. auch ehemalige (geschei-

terte) Selbständige. 

 

Sollen auch diese Betriebsrentner erfasst werden, müsste der GKV-Spitzenverband die untergesetzlich geregel-

ten Beitragsverfahrensgrundsätze entsprechend anpassen, z.B. durch Streichen des § 3 Abs. 4. 

 

2.2.  Kein Auseinanderfallen von KV- und PV-Pflicht 

Übersteigen die Einkünfte die bisherige Freigrenze nach § 226 Abs. 2 S. 1 SGB V nicht, sind die Leistungen wie 
bisher kranken- und pflegeversicherungsfrei. Wird die Grenze überschritten, ist künftig die gesamte Leistung 

pflegeversicherungspflichtig. Nach § 226 Abs. 2 S. 2 SGB V (Entwurf) soll der neue Freibetrag nur für den Kran-

kenversicherungsbeitrag gelten. Damit wird di

Krankenversicherungsbeitrag behoben, nicht aber in der Pflegeversicherung. Zumindest insoweit ist ein Gleich-

klang erforderlich. Eine Ungleichbehandlung wäre den Betroffenen auch schwer vermittelbar und würde zu-

dem eine zusätzliche Komplexität in das Meldeverfahren und in die Bestandsführungssysteme der Krankenkas-

sen und Zahlstellen zur Folge haben. 

 

2.3.  Schnelle Anpassung der Verfahrensbeschreibungen zum Zahlstellenmeldeverfahren 

Sowohl die Krankenkassen als auch die Zahlstellen (Arbeitgeber unabhängig von der Betriebsgröße sowie ex-

terne Versorgungsträger) müssen ihre Bestandsführungssysteme anpassen. Für die Umsetzung des neuen Frei-

betrags ist mindestens ein neues Feld erforderlich mit dem die Krankenkassen den Zahlstellen beim sog. Mehr-

fachbezug ihren Anteil am Freibetrag mitteilen. Beim Mehrfachbezug bezieht der Versorgungsempfänger Ver-

sorgungsbezüge von mehreren Zahlstellen.  
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Dabei erhöht jedes zusätzliche Feld die Komplexität der Verfahrensabläufe bei den Zahlstellen. Die Anzahl neu-

er Felder muss daher auch immer im Zusammenhang mit dem damit verbundenen Aufwand der Zahlstellen 

gesehen, und eine möglichst schlanke Lösung angestrebt werden. 

 

2.4. Einheitliche Kommunikation gegenüber Betroffenen für den Zeitraum zwischen Inkraftreten am 

1.1.2020 und Umstellung des Zahlstellenmeldeverfahrens 

Mit der Einführung neuer Programmabläufe ist frühestens zum 1.7.2020 zu rechnen. Bis dahin erhalten be-

troffene Betriebsrentner Bescheide, die auf der Rechtslage bis zum 31.12.2019 basieren. Dies wird für Verunsi-

cherung und Nachfragen bei den Zahlstellen führen, was aufgrund der Tatsache, dass nahezu alle Betriebsrent-

ner und Betriebsrentnerinnen betroffen sind, zu einer Anfrageflut führen wird 

 

Sinnvoll wäre eine entsprechende Pressemitteilung des BMG, welche von den Zahlstellen entweder als "Link" 
oder auch als Merkblatt verwendet werden kann. Damit können Verunsicherungen schon vorab vermieden 

werden, und Zahlstellen verwenden eine einheitliche Darstellung. Wünschenswert wäre vor allem auch der 

Hinweis, dass Rentner und Rentnerinnen nicht selbst tätig werden müssen, und eine Korrektur der Beitragsbe-

scheide ohne Antrag automatisch erfolgt. 

 

2.5.  Komplexes Meldeverfahren 

Die Zahlstellen müssen jede Veränderung ihrer Versorgungsbezüge der Krankenkasse mitteilen, damit die 
Krankenkasse dann den neuen Anteil am Freibetrag den Zahlstellen mitteilen kann und die Zahlstellen diesen 

Wert in ihren Bestandsführungssystemen erfassen. Dies wird zu einer deutlichen Erhöhung des Meldeauf-

kommens führen. Das Verfahren sollte so schlank wie möglich gehalten werden. Dies sollte bei der Umsetzung 

beachtet werden. Die Anpassung der Verfahrensbeschreibungen sollte auch genutzt werden, dass die Zahlstel-

len fehlerhafte Meldungen der Krankenkassen abweisen dürfen. Anders als die Krankenkassen, die fehlerhafte 

Meldungen der Zahlstellen abweisen dürfen, ist nach der derzeitigen Verfahrensbeschreibung den Zahlstellen 

nicht gestattet, im umgekehrten Fall fehlerhafte Meldungen der Krankenkassen abzuweisen; die Zahlstellen 

müssen fehlerhafte Meldungen verarbeiten.  

 

Das Zahlstellenmeldeverfahren würde deutlich vereinfacht werden, wenn auch fehlerhafte Meldungen der 
Krankenkassen abgewiesen werden dürfen. 

 

 

Für eventuelle Rückfragen bzw. Erläuterungen in der Anhörung stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  

 

Mit den besten Grüßen  

 

Mit freundlichen Grüßen  

aba Arbeitsgemeinschaft für  

betriebliche Altersversorgung e.V. 

   
Klaus Stiefermann        

Geschäftsführer        
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1. Zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD  

1.1. Zusammenfassung des Gesetzentwurfs  

Der Gesetzentwurf sieht die Einführung eines Freibetrages ab dem 1. Januar 
2020 für Leistungen der betrieblichen Altersversorgung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung vor. Die monatlichen Gesamteinnahmen aus 
Betriebsrenten werden bis zu einem Betrag von einem Zwanzigstel der 
monatlichen Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 
IV) beitragsfrei gestellt. Dies beläuft sich im Jahr 2020 auf 159,25 Euro. Der 
Freibetrag findet ausschließlich auf Leistungen der betrieblichen 
Altersversorgung Anwendung. Bislang besteht lediglich eine Beitragsfreigrenze 
für Versorgungsbezüge und Arbeitseinkommen von versicherungspflichtigen 
Mitgliedern der gesetzlichen Krankenversicherung in bestimmten 
Konstellationen (§ 226 Absatz 2). Überschreiten die Einnahmen die Freigrenze, 
sind sie nach derzeitigem Recht vollständig beitragspflichtig. Durch die 
Gesetzesänderung bleibt künftig die Summe der monatlichen Betriebsrenten bis 
maximal zur Höhe des neuen Freibetrags beitragsfrei, auch wenn die 
Versorgungsbezüge und Arbeitseinkommen die bestehende Freigrenze 
überschreiten.  
Infolge der Einführung eines Freibetrages entstehen den Krankenkassen ab dem 
Jahr 2020 jährliche Mindereinnahmen von 1,2 Milliarden Euro. Um die 
Mehrbelastungen in den im Jahr 2020 und den Folgejahren teilweise zu 
kompensieren und die Belastungen der Beitragszahler*innen vorübergehend zu 
begrenzen, werden diese Mindereinnahmen im Jahr 2020 in vollem Umfang und 
in den Folgejahren im Jahr 2021 um 900 Millionen Euro, im Jahr 2022 um 600 
Millionen Euro und im Jahr 2023 um 300 Millionen Euro aus der 
Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds ausgeglichen. In der 
Pflegeversicherung findet weiterhin ausschließlich die bisherige Freigrenze 
Anwendung. Mit dem Gesetzentwurf soll die betriebliche Altersversorgung 
gestärkt und für Beschäftigte attraktiver gestaltet werden. 
 

1.2. SoVD-Gesamtbewertung des Gesetzentwurfs  

Seit 2004 sind Leistungen der betrieblichen Altersversorgung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung als sogenannte Versorgungsbezüge beitragspflichtig. 
Erhoben werden Krankenversicherungsbeiträge nach dem allgemeinen 
Beitragssatz zuzüglich des kassenindividuellen Zusatzbeitragssatzes. 
Rentner*innen haben diese Beiträge allein zu tragen. Seit Jahren kritisiert der 
SoVD die speziellen Belastungen auf der Ebene der Beitragstragung und 
Beitragshöhe als beitragsrechtliches "Sonderopfer" der Rentner*innen mit 
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Versorgungsbezügen.1 Dies verdeutlicht ein Vergleich mit der Rente der 
gesetzlichen Rentenversicherung. Gemäß § 249a Satz 1 SGB V trägt bei der 
gesetzlichen Rente die gesetzliche Rentenversicherung die Hälfte des 
allgemeinen Krankenkassenbeitragssatzes. Eine solche Entlastung durch 
Institutionen findet für die gesetzlich krankenversicherten Empfänger*innen 
von Versorgungsbezügen nicht statt. Letztere haben vielmehr seit dem 1.1.2004 
die Beiträge aus den Versorgungsbezügen in Höhe des allgemeinen 
Beitragssatzes im vollem Umfang allein zu tragen. Bis zum Inkrafttreten des 
Gesundheitsmodernisierungsgesetzes galt bei Versicherungspflichtigen für die 
Bemessung der Beiträge aus Versorgungsbezügen und Arbeitseinkommen die 
Hälfte des jeweils geltenden allgemeinen Beitragssatzes der Krankenkasse. Seit 
der Gesetzesänderung haben sie nunmehr in der Leistungsphase deutlich 
höhere Beiträge als vergleichbare Versicherte zu zahlen. Ihnen wurde ein 
beitragsrechtliches "Sonderopfer" auferlegt. Die Beseitigung des nach wie vor 
bestehenden Missstandes lässt sich aus Sicht des SoVD durch die Rückkehr zur 
hälftigen Beitragspflicht aus den Versorgungsbezügen erreichen. So hat etwa 
der Gesetzgeber in jüngerer Zeit seine Bereitschaft zur Berichtigung der 
beitragsrechtlichen "Sonderopfer" bei versicherungspflichtigen Rentner*innen 
bewiesen (Artikel 1a des Gesetzes v. 21. Dezember 2015, BGBl. I S. 2421). 2015, 
BGBl. I S. 2421).  
Vor diesem Hintergrund begrüßt der SoVD die Einführung eines Freibetrages ab 
dem 1. Januar 2020 für Leistungen der betrieblichen Altersversorgung in der 
gesetzlichen Krankenversicherung als Schritt in die richtige Richtung. Rund 60 
Prozent der Betriebsrentner*innen beziehen Einnahmen aus Betriebsrenten in 
Höhe von maximal 320 Euro im Monat. Für diese rund vier Millionen 
Bezieher*innen bedeutet die Einführung eines Freibetrages, dass sie künftig de 
facto maximal die Hälfte des bisherigen Krankenversicherungsbeitrags leisten 
müssen. Auch die übrigen rund 40 Prozent der Rentner*innen mit Leistungen 
der betrieblichen Altersvorsorge profitieren ebenfalls von dem Freibetrag. Sie 
werden im Jahr um rund 300 Euro durch den Freibetrag entlastet.  
Soweit mit dem Gesetzentwurf die betriebliche Altersversorgung gestärkt und 
für Beschäftigte attraktiver gestaltet werden soll, kritisiert der SoVD die 
vorgesehene Refinanzierung der rund 3 Milliarden Euro bis 2023 aus den Mitteln 
der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds ausdrücklich. Will der Gesetzgeber 
die Attraktivität betrieblicher Alterssicherung politisch fördern, darf dies nicht 
auf Kosten der ohnehin stark belasteten Beitragszahler*innen der gesetzlichen 
Krankenversicherung geschehen, sondern muss aus Steuermitteln erfolgen.  
Soweit für die Beiträge der Pflegeversicherung der Freibetrag nicht gelten soll 
und weiterhin ausschließlich die bisherige Freigrenze Anwendung findet, 
wiederholt der SoVD in diesem Zusammenhang seine Forderung nach einer 
(Wieder-) Herstellung der Beitragsparität auch in der sozialen 

                                                                    
1 1 Vgl. SoVD-Stellungnahmen vom 20. Januar 2016 unter 
https://www.sovd.de/index.php?id=2599 und vom 19. April 2018 unter 
https://www.sovd.de/index.php?id=700058.  
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Pflegeversicherung. Dort wird das Prinzip der paritätischen Verteilung der 
Beiträge durch den Wegfall des Buß- und Bettages, den Zuschlag für kinderlose 
Versicherte und die alleinige Beitragstragung der Rentner*innen bisher einseitig 
zu Lasten der Versicherten verletzt. Die Beitragssätze sollten paritätisch je zur 
Hälfte von den Arbeitnehmer*innen sowie den Arbeitgeber*innen gezahlt 
werden. Entsprechendes muss auch für Rentner*innen gelten. Die Deutsche 
Rentenversicherung muss sich zukünftig wieder paritätisch an den 
Beitragszahlungen der Rentner*innen zur Pflegeversicherung beteiligen. 
Entsprechend muss der Freibetrag auch für die Beiträge der Pflegeversicherung 
gelten. 
 
2. Zu dem Antrag der Fraktion DIE LINKE.  

2.1. Zusammenfassung des Gesetzentwurfs  

Die Antragsteller*innen der Fraktion DIE LINKE. haben einen über den 
Gesetzentwurf hinausgehenden Änderungsbedarf. Sie fordern die Freigrenze 
nach § 226 Absatz 2 SGB V in einen Freibetrag umzuwandeln, der sowohl für die 
Gesetzliche Kranken- als auch für die Pflegeversicherung gilt. Auf alle 
Rentenleistungen aus Direktversicherungen und betrieblichen 
Rentenversicherungen der verschiedenen Durchführungswege oberhalb des 
Freibetrags sollen künftig nur noch Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge 
in Höhe des halben Beitragssatzes erhoben werden. Leistungen aus 
Direktversicherungsverträgen, die vor dem 1.1.2004 abgeschlossen wurden, 
sollen hingegen beitragsfrei sein. Um die weitergehende Beseitigung der 
Doppelverbeitragung nach diesem Antrag zu finanzieren, sollen die vom Bund 
zu tragenden Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge für SGB-II-Beziehende 
auf eine Beitragshöhe angehoben werden, die für Geringverdienende gilt. 

 

2.2. SoVD-Gesamtbewertung des Antrags  

Hinsichtlich der Anwendbarkeit des Freibetrags für die Gesetzliche Kranken- als 
auch für die soziale Pflegeversicherung wird auf die Ausführungen unter 1.2 
verwiesen. Die Beseitigung des unter Punkt 1.2 erläuterten beitragsrechtlichen 
"Sonderopfers" der Rentner*innen mit Versorgungsbezügen lässt sich aus Sicht 
des SoVD durch die Rückkehr zur hälftigen Beitragspflicht aller 
Rentenleistungen aus Direktversicherungen und betrieblichen 
Rentenversicherungen der verschiedenen Durchführungswege erreichen. Eine 
hälftige Beitragspflicht wäre selbstverständlich mit erheblichen 
Mindereinnahmen auf Seiten der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung 
verbunden. Anstatt jedoch einen Teil der Versicherten aus der Gesamtheit 

heranzuziehen, muss die Kompensation der Mindereinnahmen aus 
Steuermitteln erfolgen.  Um die Gemeinschaft der Beitragszahler*innen nicht 
weiterhin zusätzlich zu belasten, müssen auch für Empfänger*innen von 
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Arbeitslosengeld II sachgerechte Beiträge gezahlt werden. Sie unterliegen 
ebenfalls grundsätzlich der Versicherungspflicht in der Kranken- und 
Pflegeversicherung. Die Beiträge werden vom Bund getragen und an den 
Gesundheitsfonds gezahlt. Bis Ende 2015 bekamen die Krankenkassen für einen 
ALG-II-Beziehende und alle Personen, die über diese familienversichert waren, 
noch rund 140 Euro als Zuweisung vom Bund. Mit dem GKV-Finanzstruktur- und 
Qualitätsentwicklungsgesetz sanken die Zuweisungen zum 1. Januar 2016.  2019 
betragen die Zuweisungen in der Krankenversicherung lediglich 100,02 Euro 
(Grundbeitrag 93,98 Euro, Zusatzbeitrag 6,04 Euro) und für die 
Pflegeversicherung 21,53 Euro.  
In diesem Zusammenhang fordert der SoVD ebenfalls sachgerechte 
Beitragszuweisungen für ALG-II-Beziehende an die gesetzliche 
Rentenversicherung. Seit dem 1. Januar 2011 zahlt die Bundesagentur für 
Arbeit beim Bezug von ALG II für Arbeitslose keine Beiträge mehr an die 
gesetzliche Rentenversicherung. Davor wurden zwar geringe Beiträge von 
der Bundesagentur für Arbeit abgeführt, diese haben aber nicht zu einer 
nennenswerten Aufstockung der Rentenanwartschaften führen können. Ein 
Risikofaktor für Altersarmut ist Arbeitslosigkeit, mit welcher erhebliche 
Beitragsausfälle einhergehen. Menschen, die über lange Zeit keinen Zugang 
zum Arbeitsmarkt haben, sind später besonders von Armut im Alter 
betroffen, weil nur niedrige oder keine Beiträge zur Rentenversicherung 
geleistet wurden. Maßgeblich sind hier die Zeiten des Bezugs von ALG I und 
II. 
 
Berlin, 3. Dezember 2019  

DER BUNDESVORSTAND  
Abteilung Sozialpolitik 
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Stellungnahme zum Gesetzentwurf 

 

Zu der im Kontext der vom Gesetzgeber angestrebten Förderung der betrieblichen Altersvorsorge 

diskutierten Frage der Verbeitragung von Versorgungsbezügen zur Krankenversicherung hat der 

Verwaltungsrat des GKV-Spitzenverbandes am 30. August 2018 den folgenden Beschluss gefasst: 

 

Der Verwaltungsrat befürwortet mehrheitlich die Anwendung des halben allgemeinen Bei-

tragssatzes (sowie - ab 2019 - des halben Zusatzbeitragssatzes) für pflicht- und freiwillig 

versicherte Empfänger von Versorgungsbezügen. Darüber hinaus hat sich der Verwaltungsrat 

dafür ausgesprochen, dass er eine Kompensation der entgangenen Beiträge erwartet. 

 

Die Fraktionen von CDU/CSU und SPD legen mit dem vorliegenden Gesetzentwurf einen alternati-

ven Lösungsweg zur Steigerung der Attraktivität der betrieblichen Altersvorsorge vor. Zur finanzi-

ellen Entlastung der versicherungspflichtigen Bezieherinnen und Bezieher von Betriebsrenten bei 

den Beiträgen zur Krankenversicherung soll ab dem 1. Januar 2020 ein Freibetrag für Leistungen 

der betrieblichen Altersversorgung eingeführt werden. Der neue Freibetrag soll in der Höhe dem 

Betrag der bisherigen, jährlich dynamisierten Freigrenze entsprechen. Im laufenden Jahr beträgt 

diese Freigrenze monatlich 155,75 Euro, 2020 voraussichtlich 159,25 Euro. Der künftige Freibe-

trag bewirkt, dass alle versicherungspflichtigen Empfänger von Versorgungsbezügen der betrieb-

lichen Altersversorgung von einer Minderung ihrer beitragspflichtigen Einnahmen um bis zu 

159,25 Euro monatlich profitieren werden. 

 

Der GKV entstehen hierdurch ab dem Jahr 2020 Beitragsmindereinnahmen von rd. 1,2 Mrd. Euro 

p. a. Da das Zuweisungsvolumen, welches der Gesundheitsfonds den Krankenkassen für die Aus-

gaben des Jahres 2020 zur Verfügung stellt, bereits festgesetzt wurde, werden die Mindereinnah-

men im Jahr 2020 in vollem Umfang vom Gesundheitsfonds getragen und entsprechend durch 

Mittel der Liquiditätsreserve ausgeglichen. Zur Kompensation der Mehrbelastungen in den Folge-

jahren sollen den Einnahmen des Gesundheitsfonds im Jahr 2021 900 Mio. Euro, im Jahr 2022 

600 Mio. Euro und im Jahr 2023 300 Mio. Euro aus der Liquiditätsreserve zugeführt werden. Diese 

Zuführungen stehen damit in den genannten Jahren für höhere Zuweisungen an die Krankenkas-

sen zur Verfügung. 

 

Der GKV-Spitzenverband stellt fest, dass das Instrument und die Höhe der Gegenfinanzierung 

nicht sachgerecht sind. Da Zielsetzung des Gesetzgebers die Steigerung der Attraktivität der be-

trieblichen Altersvorsorge ist, handelt es sich um eine krankenversicherungsfremde Maßnahme. 

Die Gegenfinanzierung ist daher aus Steuermitteln sicherzustellen. Sowohl die Finanzierung aus 

der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds, als auch die direkte Finanzierung aus den laufenden 
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Beitragseinnahmen wird daher vom GKV-Spitzenverband abgelehnt. Vor diesem Hintergrund wird 

auch die Herabsetzung der Mindestreserve des Gesundheitsfonds nach § 271 Absatz 2 Satz 3 

SGB V von bisher 25 Prozent auf künftig 20 Prozent einer Monatsausgabe kritisch bewertet. Denn 

diese Maßnahme dient im vorliegendem Kontext allein dem Ziel, die versicherungsfremde Maß-

nahme der Förderung der betrieblichen Altersvorsorge aus Mitteln der Beitragszahlenden sicher-

zustellen.  

 

Die vorgesehenen beitragsrechtlichen Anpassungen (§§ 202, 226 SGB V, §§ 39, 45 KVLG 1989, 

§ 57 SGB XI) sind hinsichtlich des politisch intendierten Regelungszwecks rechtstechnisch sach-

gerecht; Änderungsvorschläge hierzu bestehen insoweit nicht.  

 

Vor dem Hintergrund des eingangs zitierten Beschlusses des Verwaltungsrates des GKV-Spitzen-

verbandes, der auf pflicht- und freiwillig versicherte Empfänger von Versorgungsbezügen ab-

stellt, sowie eingedenk der damaligen Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts zur Anglei-

chung der beitragsrechtlichen Regelungen für versicherungspflichtige und freiwillig versicherte 

Rentenbezieher (Beschluss des BVerfG vom 15.03.2000  u.a. 1 BvL 16/96 -), ist für die Gesetz-

gebung die Frage aufgeworfen, ob die ausschließliche Entlastung der versicherungspflichtigen Be-

zieherinnen und Bezieher von Betriebsrenten unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung ge-

rechtfertigt werden kann, zudem, ob das gesetzliche Regelungsziel, nämlich die Förderung der 

betrieblichen Altersvorsorge, allein durch die Entlastung der Versicherungspflichtigen gelingen 

kann.  

 

Das frühzeitige Inkrafttreten der Regelungen bereits zum 1. Januar 2020 stellt die Beteiligten vor 

erhebliche Herausforderungen. Fest steht, dass eine direkte Umsetzung zu diesem Zeitpunkt aus-

scheidet. Es kann davon ausgegangen werden, dass die Zahlstellen der Versorgungsbezüge eine 

deutlich längere Vorlaufzeit zur Berücksichtigung des künftigen Freibetrages und die Trennung 

der Beitragsberechnung für die Krankenversicherung einerseits und die Pflegeversicherung ande-

rerseits in ihren Abrechnungsprogrammen benötigen; gleiches gilt hinsichtlich der Umsetzungs-

arbeiten auf Seiten der Krankenkassen. Es muss angenommen werden, dass angesichts der kom-

plexen Umsetzungserfordernisse ein insoweit erweitertes Meldeverfahren zwischen den Kranken-

kassen und den Zahlstellen der Versorgungsbezüge voraussichtlich nicht vor 2021 etabliert wer-

den kann. In der Konsequenz wird es im Kalenderjahr 2020 zunächst zu fehlerhaften Beitragsbe-

rechnungen kommen, die nachfolgend aufwändig rückabzuwickeln sind. Regelungen, die eine 

rückwirkende Entlastung von Betriebsrentnerinnen und Betriebsrentnern vom Zeitpunkt des In-

krafttretens an bis zur softwaretechnischen Anpassung möglich machen, sollten daher getroffen 

werden. In diesem Zusammenhang ist auch zu beachten, dass bei einer späteren Umsetzung et-

waige Erstattungsbeträge ggf. zulasten der Solidargemeinschaft zu verzinsen wären.  
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Stellungnahme zum Antrag der Fraktion DIE LINKE  

Der Antrag sieht vor, dass der Bundestag die Bundesregierung auffordern wolle, einen Gesetzent-

wurf vorzulegen, um  

1. die Freigrenze nach § 226 Absatz 2 SGB V sowohl für die Gesetzliche Kranken- als auch 

für die Soziale Pflegeversicherung in einen Freibetrag umzuwandeln, 

2. auf alle Rentenleistungen aus Direktversicherungen und betrieblichen Rentenversicherun-

gen oberhalb des Freibetrags künftig nur noch Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge 

in Höhe des halben Beitragssatzes zu erheben, 

3. für Leistungen aus Direktversicherungsverträgen, die vor dem 1.1.2004 abgeschlossen 

wurden, gar keine Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung zu erheben, 

4. und den Beitrag zur Kranken- und Pflegeversicherung für Personen im SGB II-Bezug um 

3,3 Mrd. Euro anzuheben. 

Zu der in diesem Antrag - wie auch im Kontext der von der Bundesregierung mit dem Entwurf ei-

nes Betriebsrentenfreibetragsgesetzes angestrebten Förderung der betrieblichen Altersvorsorge - 

diskutierten Frage der Verbeitragung von Versorgungsbezügen zur Krankenversicherung hat der 

Verwaltungsrat des GKV-Spitzenverbandes am 30. August 2018 den folgenden Beschluss gefasst: 

Der Verwaltungsrat befürwortet mehrheitlich die Anwendung des halben allgemeinen Bei-

tragssatzes (sowie - ab 2019 - des halben Zusatzbeitragssatzes) für pflicht- und freiwillig 

versicherte Empfänger von Versorgungsbezügen. Darüber hinaus hat sich der Verwaltungsrat 

dafür ausgesprochen, dass er eine Kompensation der entgangenen Beiträge erwartet. 

 

Die Fraktion DIE LINKE legt mit dem vorliegenden Antrag einen alternativen, vor allem aber um-

fassenderen Lösungsweg zur Steigerung der Attraktivität der betrieblichen Altersvorsorge vor, 

verbunden insbesondere mit der Zielsetzung, eine sogenannte Doppelverbeitragung zu beseiti-

gen, die darin bestehe, dass Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge bei Einzahlung in die be-

triebliche Rentenversicherung und ein zweites Mal bei Auszahlung im Alter zu leisten seien.  

Die im Antrag angestrebte Kombination verschiedener Maßnahmen wird vom GKV-Spitzenver-

band kritisch bewertet. Die vorgesehenen Änderungen sind weder ausreichend, noch sachgerecht 

gegenfinanziert. Das beschriebene Maßnahmenpaket wird abgelehnt. 

 

Freibetrag für die Beiträge zur Pflegeversicherung 

Die Einbeziehung der Beiträge zur Pflegeversicherung wird im Antrag mit dem Grundsatz begrün-

det, die Pflegeversicherung folge auch ansonsten der Krankenversicherung. Hierbei bleibt jedoch 
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außer Acht, dass die Diskussion um eine spürbare Entlastung der angesprochenen Bezieher von 

Betriebsrenten im Kontext der seit 2004 deutlich gestiegenen Beitragsbelastungen steht. Die mit 

dem GKV-Modernisierungsgesetz aus dem Jahr 2003 einhergegangene Verdopplung der Bei-

tragslast infolge der Umstellung des bei diesen Versorgungsbezügen anzuwendenden Beitrags-

satzes  seit 01.01.2004 gilt der volle allgemeine Beitragssatz - ließ die Beitragsbemessung in der 

sozialen Pflegeversicherung unberührt; hier wurden die Beiträge schon zuvor auf Basis des gel-

tenden (vollen) Beitragssatzes berechnet und ausschließlich vom Mitglied getragen. Vor diesem 

Hintergrund wird keine Notwendigkeit gesehen, den Freibetrag auf die Beitragsberechnung zur 

sozialen Pflegeversicherung anzuwenden. 

 

Kombination Freibetrag und hälftiger Beitragssatz 

Eine Verbindung der Anwendung des hälftigen Beitragssatzes mit der Umwandlung der Freigrenze 

nach § 226 Absatz 2 SGB V in einen Freibetrag lehnt der GKV-Spitzenverband ab. Das Beitrags-

recht kennt, anders als das Steuerrecht, keine Freibeträge. Soweit mit dem Freibetrag, wie im Ent-

wurf zum Betriebsrentenfreibetragsgesetz vorgesehen, mit dem Freibetrag mindestens eine Hal-

bierung der Beitragslast für die Mehrheit der Beziehenden von Versorgungsbezügen der betriebli-

chen Altersversorgung und eine E

mag diese Ausnahmeregelung noch mit der Vorteilhaftigkeit einer geringeren Minderung der Bei-

tragseinnahmen des Gesundheitsfonds - und damit einhergehend geringeren Minderung der Ge-

sundheitsfondszuweisungen an die Krankenkassen - begründet werden. Wenn das eigentliche 

Ziel aber bereits für eine Mehrheit der erreicht ist, ist 

eine darüberhinausgehende weitere Entlastung durch Halbierung des anzuwendenden Beitrags-

satzes nicht sachgerecht.  

Zur erklärten Zielsetzung, mit den Forderungen zu 2. und 3. eine Doppelverbeitragung zu ver-

meiden, weisen wir zunächst grundsätzlich darauf hin, dass das Sozialversicherungsrecht, anders 

als das Steuerrecht, kein Verbot der Doppelverbeitragung kennt. Dies wird insbesondere daran 

deutlich, dass aus der gesetzlichen Rente Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung zu zah-

len sind, obwohl die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung aus zur Beitragszahlung be-

reits herangezogenen Erwerbseinkommen geleistet wurden. Es steht dem Gesetzgeber natürlich 

frei, zur Förderung der betrieblichen Altersvorsorge Einkommen bei der Gehaltsumwandlung zum 

Erwerb von Versorgungsansprüchen von Beiträgen freizustellen, wie es ja auch der geltenden 

Rechtslage entspricht. Eine Verpflichtung, nachträglich diejenigen im Alter von Beitragszahlungen 

zu befreien, die diese Möglichkeiten in der Vergangenheit nicht hatten, ergibt sich jedoch nicht. 

Dies wird vom GKV-Spitzenverband auch nicht gefordert, da dies eine Belastung der übrigen Bei-

tragszahler zur Folge hätte, ohne die Attraktivität der betrieblichen Altersvorsorge zu erhöhen. 
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Altverträge 

Soweit eine Sonderregelung der Beitragsfreiheit für vor dem 01.01.2004 abgeschlossene Direkt-

versicherungen mit dem Vertrauen in die zuvor geltende Beitragsfreiheit bei kapitalisierten Leis-

tungen begründet wird, ist zunächst darauf hinzuweisen, dass die mit dem GKV-Modernisie-

rungsgesetz insoweit einhergegangenen Änderungen darauf abstellten, ob der Leistungsfall in 

der Zeit ab 01.01.2004 eingetreten ist; auf den Zeitpunkt des Vertragsabschlusses kam es nicht 

an. Ungeachtet dessen ist dieses Vertrauen gemäß der ständigen Rechtsprechung nicht vorrangig 

geschützt. Vielmehr gebietet der Gleichbehandlungsgrundsatz, dass Versorgungsbezüge der be-

trieblichen Altersvorsorge ungeachtet der Frage, ob diese monatlich oder einmalig zur Auszah-

lung kommen, beitragsrechtlich gleich zu behandeln sind. Eine Beitragsfreiheit für vor dem 

01.01.2004 abgeschlossene Verträge ist deshalb abzulehnen. 

Rein der Vollständigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass eine Sonderbehandlung der Versor-

gungsbezüge aus vor dem 01.01.2004 abgeschlossenen Direktversicherungen einen erheblichen 

administrativen Umstellungsaufwand bedeuten würden, da das Zahlstellenmeldeverfahren eine 

entsprechende Unterscheidung nach Zeitpunkt des Abschlusses einer Direktversicherung nicht 

kennt.  

 

Beiträge des Bundes für versicherungspflichtige ALG II-Beziehende 

Der GKV-Spitzenverband hält seine Forderung nach angemessenen Beiträgen für Personen mit 

SGB II-Bezug selbstverständlich aufrecht. Die im Antrag vorgesehene Erhöhung jedoch als Kom-

pensation von Mindereinnahmen aufgrund der vorgeschlagenen Maßnahmen zu fordern, ist weder 

sachgerecht, noch ausreichend. Die Förderung der betrieblichen Altersversorgung stellt keine ori-

ginäre Aufgabe der gesetzlichen Krankenversicherung dar und ist deshalb vollständig durch Bun-

desmittel zu kompensieren. Auch wenn eine Erhöhung der Pauschalen für Personen mit SGB II-

Bezug zu einem vermehrten Zufluss von Steuermitteln führt, bliebe das Problem einer durch Gut-

achten als nicht angemessen bestätigten Finanzierung der Krankenversorgung dieser Personen 

unverändert bestehen.  

Die geschätzten Kosten des im Antrag dargestellten Maßnahmenpaketes sind mit 4,5 bis 4,8 Mrd. 

Euro (je nach Anteil der vor dem 01.01.2004 abgeschlossenen Direktversicherungen) außerdem 

deutlich höher als die angestrebte Anhebung der Pauschalen für Personen mit SGB II-Bezug um 

3,3 Mrd. Euro.  
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Stellungnahme zur Anhörung des Gesundheitsausschusses am 9.12.2019 

 

 

1. Zum jetzt vorliegenden Gesetzesentwurf 19/15438 und zur Drucksache 19/15436 

Der jetzt vorliegende Gesetzesentwurf ist ein erster Schritt in die richtige Richtung, die Leis-

tungen der betrieblichen Altersversorgung (bAV) von einer unangemessenen und unverhält-

nismäßigen Belastung durch Beiträge in der GKV zu entlasten. Er tut dies über den Freibe-

trag, der besser als die bisherige Freigrenze vor allem den Großteil der niedrigen Renten der 

bAV entlastet.  

Wie die Begründung des Gesetzesentwurfs deutlich macht, bezweckt das Gesetz ausdrücklich 

nur, die Attraktivität der bAV zu erhöhen. Er ist aber nicht in der Lage, die große Ungleich-

behandlung in der Beitragslast von Renten der bAV in der Krankenversicherung der Rentner 

(KVdR) zu beheben.  

Beitragszahlungen zur Krankenversicherung der Rentner (KVdR) auf Leistungen der betrieb-

lichen Altersversorgung (bAV) waren immer wieder Gegenstand von Auseiandersetzungen 

vor den Sozialgerichten und dem Bundesverfassungsgericht und führten schon mehrfach zu 

Anhörungen im Bundestag. Die Probleme resultieren daraus, dass die Beitragspflicht von 

Leistungen der bAV zur Finanzierung der KVdR nach Auffassung des Gesetzgebers, des 

Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) und des Bundessozialgericht zwar  durch eine sehr wei-

te Auslegung der Normierungen der Beitragspflicht begründet werden, die aber wenig stim-

mig und sehr lückenhaft, letztlich deutlich ungerecht ist.  

2. Was sind die bisher nicht gelösten Ungleichbehandlungen und Unstimmigkeiten? 

2.1 Einige trifft die Beitragspflicht und andere nicht  

Einmal sind Beiträge zur KVdR im Alter nur auf die Altersrenten der GRV und Versorgungs-

leistungen der bAV zu zahlen. Zahlungen aus privaten Lebensversicherungen unterliegen 

nicht der Beitragspflicht zur KVdR. Nun gibt es zahlreiche Gestaltungen in der bAV, die 

sehr stark denen der privaten Lebensversicherung ähneln. So ist das immer noch häufigste 

die der Arbeitgeber/Arbeitgeberverband oft mit einem Versicherungsunternehmen zu beson-

ders günstigen Bedingungen ausgehandelt hat. In sie können allein der Arbeitgeber, der Ar-
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beitgeber und der Arbeitnehmer gemeinsam oder auch nur der Arbeitnehmer einzahlen. Ver-

sicherungsnehmer muss nicht der Arbeitgeber, sondern kann auch der Arbeitnehmer sein.  

Das BSG (zuletzt BSG 23. Juli 2014  B 12 KR 28/12 R , BSGE 116, 241) hat hier aus dem 

Vergleich mit der privaten Lebensversicherung kein Gebot der Gleichbehandlung abgeleitet. 

Es der betrieblichen Altersversor-

Mitglieder § 240 Abs. 2 s. 1 SGB V). Und was dazu gehört bestimmt das BSG nach einen 

sehr formale  (zur zahlreichen Kritik: Bieback Neue zeitschrift 

für Sozialrecht 2019, 246). Solange die Leistung aus einer Institution der bAV gezahlt wird  

zu der selbst die normale Lebensversicherung gehören sollte - und irgendwie die Institution 

oder die Leistung selbst noch mit dem Arbeitsverhältnis verbunden sind, liegt eine Leistung 

der bAV vor. Zu einer einzigen Ausnahme wurde das BSG allerdings vom BVerfG gezwun-

gen. Wenn der Arbeitnehmer die Direktversicherung der bAV auf sich überschreiben ließ, 

also einziger, individueller Versicherungsnehmer ist und die Beiträge allein bezahlt, sind die 

dadurch begründeten Anwartschaften und aus ihnen erfolgenden Rentenzahlungen nicht als 

solche der bAV beitragspflichtig zur KVdR (BVerfG 1. Senat 3. Kammer 28.09.2010 - 1 BvR 

1660/08). Das BSG hat sich bisher durchgängig geweigert, diese Ausnahme auszudehnen 

(BSG zuletzt v. 26.2.2019  B 12 KR 17/18).  

2.2 Im Lebenslauf mehrfache Beitragszahlung zur GKV auf denselben Geldbetrag   

Leisten die Arbeitnehmer selbst zur bAV waren das oft Zahlungen aus dem Bruttoeinkom-

men, das schon der Beitragspflicht zur GKV unterlag. Wird aus dem so angesparten Vermö-

gen dann eine Rente gezahlt, unterliegt sie im Alter noch einmal der Beitragspflicht. Dies gilt 

vor allem für Anwartschaften in der bAV, die vor 2004 begründet wurden. Und die jetzt aus-

gezahlten Leistungen der bAV beruhen zum größten Teil auf Aufwendungen vor 2004.  

Anders als bei der Direktzusage des Arbeitgebers werden bei der Direktversicherung, den 

Pensionskassen und den Pensionsfonds sowie auch den Unterstützungskassen Beiträge nicht 

selten auch von den Arbeitnehmern gezahlt. Zum Stand 2001 vor der Reform von 2002 wur-

den 26% der Systeme der bAV in der Privatwirtschaft ausschließlich durch Arbeitnehmer und 

27% gemischt von Arbeitnehmern und Arbeitgebern finanziert (BMGS (Hrsg.) Forschungsbe-

richt Nr. 304, S. 81). Nur für Aufwendungen des Arbeitgebers, nicht die des Arbeitnehmers 

galt seit 1974 die Möglichkeit der Pauschalbesteuerung gemäß § 40 b EStG, an die der Ge-

setzgeber seit 1977 die Freiheit von Sozialversicherungsbeiträgen zu einem jährlichen 

 anknüpfte. Au-

ßerhalb von Sonder- und Einmalzahlungen mussten Beiträge der Arbeitnehmer aus dem bei-

tragspflichtigen Einkommen gezahlt werden. In der Diskussion um die Besteuerung der Al-

tersrenten wies der VDR 2001 deshalb zu Recht darauf hin, dass fast alle eigenen Beiträge der 
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Arbeitnehmer zur bAV aus versteuertem (und damit auch beitragspflichtigem) Einkommen 

erfolgen würden (VDR, DRV 2001, 633, 671). 

Erst mit der stärkeren Förderung der privaten Altersvorsorge durch das Altersvermögensge-

setz v. 26.6.2001 (BGBl I, S. 1310) sind Einzahlungen der Arbeitnehmer zur bAV ab 2002 

(bei der Direktversicherung erst ab 2004) bis zum Betrag von 4 % der jeweiligen Beitragsbe-

messungsgrenze zur GRV beitragsfrei, wenn sie im Wege der (Brutto-) Entgeltumwandlung 

erfolgen (§ 115 SGB IV, § 2 Abs. 1 Nr. 3 ArEV). Auf die Entgeltumwandlung haben die Ar-

beitnehmer einen Anspruch (§ 1a BetrAVG); die Durchführung ist für den Arbeitgeber aber 

nicht ohne Aufwand. Ob alle oder die meisten Beiträge der Arbeitnehmer zur bAV seit 

2002/2004 in dieser beitragsfreien Form geleistet werden, ist fraglich. Nicht befreit und voll 

aus dem mit Beiträgen zur GKV belasteten Einkommen gezahlt wurden vor 2004 und werden 

auch nach 2004 folgende Beiträge der Arbeitnehmer zur bAV (für die Zeit vor 2004 Bieback, 

Soziale Sicherheit 2004, 289): 

(1) Die Regelung von 2002 wurde erst 2004 auf die Direktversicherung übertragen; Altverträ-

ge/Altzusagen mussten auf die neuen Anforderungen umgestellt werden (lebenslange Ren-

tenzahlung in der Leistungsphase, Begünstigung nur bestimmter Hinterbliebener); sonst 

galt das alte Recht weiter, das meist eine volle oder hälftige Zahlung der Arbeitnehmer 

kannte.  

(2) Viele große kollektive Systeme der bAV (wie in der Chemie) nutzen einerseits die neue 

Entgeltumwandlung, behielten aber ebenfalls das alte Recht mit Zahlung der Arbeitneh-

mer aus ihrem verbeitragten Einkommen.  

(3) Weiterhin ist die Direktversicherung 

weniger den Pensionskassen oder Pensionsfonds üblich. Dann sind die Riesterförderung 

oder der Sonderausgabenabzug möglich. Zumindest die Riesterförderung spielte in der 

bAV allerdings eine geringe Rolle.  

(4) Arbeitnehmer scheiden bei ihrem alten Arbeitgeber aus und führen die alte bAV jetzt aber 

ohne Entgeltumwandlung, sondern aus eigenem, verbeitragten Einkommen weiter (z.B. 

hat der neue Arbeitgeber ein eigenes System der bAV oder Wechsel in die Selbständig-

keit).  

(5) Von der Beitragsbefreiung der Entgeltumwandlung profitieren jene Arbeitnehmer nicht, 

die ohnehin schon den Höchstbeitrag zur GKV zahlen müssen.  

(6) Einzahlungen jenseits der 4%-Grenze; sie müssen aus dem verbeitragten Nettoeinkommen 

zu bestreiten.  

Von den Anwartschaften der bAV im Jahre 2011 beruhten nur 58% auf beitragsfreier Entgel-

tumwandlung (darin 45% nach § 3 Nr. 63 EStG und 13% nach § 40b EStG) (BMAS (Hrsg.). 
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Situation und Entwicklung der betrieblichen Altersversorgung in Privatwirtschaft und öffent-

lichem Dienst (BAV 2011) Forschungsbericht 429, 2012, S. 112).  

2.3. Beitragspflicht auf Direktversicherungen mit Kapitalzahlungen 

Die Unterschiede zwischen einer Lebensversicherung mit Kapitalzahlung und einer Lebens-

versicherung mit Rentenzahlung sind gravierend (ausführlich Bieback Neue Zeitschrift für 

Sozialrecht 2019, 246):  

(1) Meist ist der Arbeitgeber nur Vermittler einer günstigen Gruppenversicherung, ansonsten 

ist er gar nicht wie bei den übrigen Instrumenten der bAV arbeitsvertraglich/gesetzlich ge-

bunden (kein Einfluss des Arbeitgebers auf die Ausgestaltung, keine Zusage und Haftung des 

Arbeitgebers); 

(2) Weitgehende Sonderstellung im BetrAVG; 

(3) die fehlende Form der Rentenzahlung und die Risikoabdeckung nach Erreichen der Al-

tersgrenze (keine Abdeckung des Hauptrisikos aller Lebensversicherungen, das Risiko der 

Langlebigkeit);  

(4) der Zahlungszweck ist allein die Zur-Verfügung-Stellung eines Geldbetrags; dieser Zweck  

ist so gewichtig und gravierend, dass 

zuordnen noch mit einem Renten/Versorgungsbezug gleichzusetzen sind.  

Diese Unterscheidungen wurden 2017 mit der neu eingeführten und in der Auszahlungsphase 

von der Beitragspflicht zur GKV befreiten Riesterrente der bAV noch einmal betont. Ihre 

Leistungen sind wegen der eigenen Beitragszahlung des Arbeitnehmers und zur Vermeidung 

einer doppelten Verbeitragung des eingezahlten Kapitals im Alter von der Beitragspflicht zur 

GKV befreit. Dies gebietet die Lebensversicherung mit Kapitalzahlung mit der betrieblichen 

Riesterrente gleich zu behandeln hinsichtlich der Freistellung von der Beitragspflicht in der 

Auszahlungsphase. Auch wenn das BSG diese Unterschiede nicht als so gravierend ansah, 

dass sie zu einer Änderung in der Rechtsanwendung zwingen, so kann und sollte der Gesetz-

geber hier etwas tun.  

Darüber hinaus zwingt die starke Ausdifferenzierung der Leistungssysteme im BetrAVG 

2017 wie auch die stärkere Berücksichtigung des Leistungszwecks in § 229 SGB V im Urteil 

des BSG vom 20.7.2017 dazu, den anderen Leistungszweck der Lebensversicherung mit Ka-

pitalzahlung gegenüber allen anderen Leistungssystemen in § 229 SGB V ebenfalls stärker zu 

gewichten: Keine Übernahme des Risikos der Langlebigkeit und keine Verpflichtung zur 

Rentenzahlung für die Restdauer des Lebens, sondern die Auszahlung des gesamten ange-

sammelten Vermögens zur freien Verfügbarkeit, meist noch nicht einmal gebunden an den 

Eintritt des Rentenalters. 

2.4. Kein Vertrauensschutz bei Einführung der vollen Beitragslast 2004  



Stellungnahme Prof. Dr. K.-J. Bieback zur Anhörung des Gesundheitsausschusses am 9.12.2019                                         5 
 

Die KVdR tat und tut sich schwer, die Rentner in stimmiger Weise mit Beiträgen zu belasten. 

Das zeigt die sehr wechselvolle Geschichte der Beitragspflicht zur KVdR.  

Trotz aller Ungereimtheiten war die Beitragslast der Rentner auf Versorgungsbezüge der bAV 

bis 2004 erträglich, weil die Rentner meist gar nicht (so bis  zum Rentenreformgesetz 1982, 

BGBl I 1982, S. 1205) oder nur mit dem halben Beitragssatz belastet waren. Erst ab 1.1.1983 

wurden alle Einkünfte aus Versorgungsbezügen zur KVdR beitragspflichtig (§ 385 Abs. 2a 

i.V.m. §§ 180 Abs. 5 und 6 RVO). § 385 Abs. 2a RVO), aber nur zum halben Beitragssatz, 

den. Der Gesetzgeber begründete das damit, dass die Arbeitnehmer den halben Beitragssatz ja 

auch in der aktiven Phase auf das Arbeitsentgelt wie als Rentner auf die Renten aus der GRV 

zahlen würden (BT-Drs. 9/458 S. 29 und S. 36/7). Diese Regelung wurde dann 1988 in § 248 

SGB V übernommen.  

Um eine Ungleichbehandlung zwischen freiwillig und pflichtversicherten Mitglieder in der 

GKV und dann der KVdR zu beseitigen (BVerfG 1 BvL 16-20/96 und 18/97, BVerfGE 102, 

68, 92ff.), wählte das GKV-Modernisierungsgesetz (GMG) vom 14.11.2003 (BGBl I S. 2190) 

dann die eine der vom BVerfG angesprochenen Alternativen und führte mit Wirkung vom 

1.1.2004 für alle Versicherte der KVdR den vollen Beitragssatz für Versorgungsbezüge der 

bAV ein (§ 248 S.1 SGB V). Erst jetzt mit der vollen Beitragspflicht aller Versorgungsbezüge 

aller Rentner und ohne irgendeine Übergangsregelung, wurden die Unstimmigkeiten der Bei-

tragspflicht zur KVdR für viele Mitglieder zum Problem (Bieback, Soziale Sicherheit 2004, 

289). Es kam zu einer ganzen Kette von Prozessen vor dem BVerfG, das bis auf wenige Aus-

nahmen diese Neuregelung für verfassungsgemäß ansah (zuletzt BVerfG 23.3.2017 - 1 BvR 

631/15). Ausnahme ist: Umschreiben der Direktversicherung auf den Namen des Arbeitneh-

mers (BVerfG 1. Senat 3. Kammer 28.09.2010 - 1 BvR 1660/08, BVerfGK 18, 99 und BVerfG 

27.6.2018 - 1 BvR 100/15 und 1 BvR 249/15).  

 

3. Spielraum des Gesetzgebers und Vorgaben an eine Neuregelung 

Die Beitragspflicht zur KVdR ist schwierig stimmig zu lösen, was die vielen unterschiedli-

chen gesetzlichen Modelle vor 2004 zeigen, auf die das BSG 2006 und das BVerfG 2008 

hinweisen konnten. Wie kann der Gesetzgeber jetzt die tradierten Ungereimtheiten beseiti-

gen?  

3.1. Wiedereinführung des halben Beitragssatzes auf alle Leistungen der bAV 

Eine Wiedereinführung des halben Beitragssatzes auf alle Leistungen der bAV ist möglich 

und sachgerecht. Pauschal alle Leistungen der bAV einzubeziehen, d. h. auch solche, die voll 

oder zum großen Teil aus vorher nicht beitragspflichtigem Entgelt finanziert worden sind, 

rechtfertigt sich aus der Maßgabe einer notwendigen verwaltungsmäßigen Typisierung, die 
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hier nicht belastet, sondern begünstigt, und zum anderen daraus, die Altersvorsorge zusätzlich 

zur GRV-Rente unabhängig vom Modus der bAV zu fördern.  

3.2. Keine Beitragspflicht oder halber Beitragssatz für einige Leistungen der bAV 

Am gravierendsten ist die volle Beitragspflicht für Leistungen aus Direktversicherungen mit 

Kapitalzahlung, die allein von den Arbeitnehmern finanziert und vor 2004 abgeschlossen 

worden sind. Auf sie treffen alle der oben genannten Ungerechtigkeiten zu. Sie sind auch 

nicht schwer verwaltungsmäßig feststellbar. Hier sollte der Beitragseinzug entschädigt wer-

den. Will man nicht entschädigen, sollte man zumindest die Befreiung von der Beitragspflicht 

oder die hälftige Beitragslast ab jetzt vorsehen. Eine Regelung ab jetzt ist die weniger gute 

Lösung; sie kann sich aber darauf berufen, dass der alte Beitragseinzug auf alle Leistungen 

der bAV durch  allerdings umstrittene  rechtskräftige Urteile des BSG gedeckt war, die das 

BVerfG (mit einer Ausnahme) anerkannt hatte.  

Ebenso kann man mit den Systemen der bAV verfahren, die schon längere Zeit vor 2004 ab-

geschlossen worden waren (z.B. die Hälfte der Ansparzeit bis zur Auszahlung erfüllt hatten). 

Diese Leistungsverträge einfach zu kündigen, nachdem die ersten Jahre abgelaufen waren, in 

denen nur die Abschlusskosten bezahlt wurden und der Rückkaufswert noch niedrig war, war 

meist wirtschaftlich nicht lohnend; umso weniger gerechtfertigt war es, für diese Investitionen 

in langfristig angelegte Verträge kein Übergangsrecht vorzusehen.  

3.3. Kein Beitrag auf den Teil der bAV, der aus dem schon verbeitragten Arbeitsentgelt 

finanziert wurde 

Natürlich kann auch auf der Basis der Auskünfte der Einrichtungen der bAV nach dem Maß 

der Eigenfinanzierung aus beitragspflichtigem Einkommen differenziert werden. Das kann 

relativ leicht für die selbst vom Arbeitnehmer gezahlten Beiträge gelten, wie es auch das 

Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung v. 28.09.2010 (1 BvR 1660/08) für möglich 

hielt. Ob auch ohne Rückgriff auf andere Daten (Steuerdaten) die Frage geklärt werden kann, 

ob der Zahlungsbetrag in der aktiven Phase beitragspflichtig war oder nicht, wäre zu klären.  
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Zusammenfassung  
 
Die geplante Entlastung von Betriebsrentne-
rinnen und -rentnern in der Krankenversiche-
rung darf nicht auf Kosten der übrigen Bei-
tragszahler zur gesetzlichen Krankenversi-
cherung gehen. Die dadurch entstehenden 
Beitragsausfälle müssen vielmehr der Kran-
kenversicherung durch eine Anhebung des 
Bundeszuschusses ersetzt werden, so wie es 
das Bundesgesundheitsministerium zum Jah-
resanfang in seinem Referentenentwurf für 
eine Entlastung von Betriebsrentnerinnen und         
-rentnern vorgesehen hatte. Schließlich ist 
das Ziel des Gesetzgebers, die Attraktivität 
der betrieblichen Altersversorgung zu stär-
ken, keine Aufgabe der gesetzlichen Kran-
kenversicherung und damit auch nicht von ih-
ren Beitragszahlern zu finanzieren. Dies gilt 
ganz besonders, weil die im Koalitionsvertrag 
vereinbarte Zielmarke, die Sozialbeiträge auf 
unter 40 % zu begrenzen, bereits nach aktu-
ellem Stand spätestens 2022 gerissen wird. 
 
Im Einzelnen  

 
Förderung der Attraktivität der betriebli-

chen Altersvorsorge ist nicht Aufgabe der 

Krankenversicherung 

 
Das Ziel des Entwurfs, die Attraktivität der be-
trieblichen Altersvorsorge zu erhöhen, gehört 
definitiv nicht zu den Aufgaben der gesetzli-
chen Krankenversicherung und darf deshalb 
auch nicht zu Lasten ihrer Beitragszahler fi-
nanziert werden.  
 

Etwas anderes würde nur dann gelten, wenn 
es bei dem Vorhaben um eine Regelung zur 
zielgenauen Vermeidung einer (echten) Dop-
pelverbeitragung gehen würde, bei der nicht 
nur die Aufwendungen für betriebliche Alters-
versorgung der Krankenversicherungsbei-
tragspflicht unterliegen, sondern auch die 
später ausgezahlten Betriebsrenten. Denn 
grundsätzlich sollte jedes Einkommen nur 
einmal mit Krankenversicherungsbeiträgen 
belastet werden.  
 
Das Ziel, Doppelverbeitragung zu vermeiden, 
wird aber mit dem Gesetzentwurf gar nicht 
verfolgt und auch nicht als Begründung ge-
nannt. Zu Recht, denn über 90 % der durch 
das Vorhaben begünstigten Betriebsrentner 
sind gar nicht von Doppelverbeitragung be-
troffen. Betriebliche Altersvorsorge wurde und 
wird regelmäßig aus beitragsfreiem Einkom-
men finanziert, so dass die bislang geltende 
volle Krankenversicherungsbeitragspflicht 
von Betriebsrenten lediglich sicherstellt, dass 
alle Einkommen aus einem Beschäftigungs-
verhältnis einmal der Krankenversicherungs-
pflicht unterliegen. Echte Fälle von Doppel-
verbeitragung sind dagegen insgesamt die 
große und auch zunehmend seltenere Aus-
nahme. 
 
 
Finanzierung aus Steuermitteln notwendig 

 

Die geplante Förderung der Attraktivität der 
betrieblichen Altersvorsorge muss aus Steu-
ermitteln finanziert werden. Zu Recht hatte 
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das Bundesgesundheitsministerium noch im 
Referentenentwurf des Gesetzes zur Bei-
tragsentlastung der Betriebsrentnerinnen und 
-rentner in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung vom 15. Januar 2019 vorgesehen, dass 
die Förderung der betrieblichen Altersvor-
sorge durch niedrigere Krankenversiche-
rungsbeiträge auf Betriebsrenten durch einen 
höheren Bundeszuschuss an die Krankenver-
sicherung finanziert werden muss. Dies wur-
de dam die finanzielle Stabilität 
der gesetzlichen Krankenversicherung trotz 
steigender Belastungen aufgrund der Finan-
zierung gesamtgesellschaftlicher Leistungen 
zu sichern  sicherzustellen, dass die Mit-
glieder der gesetzlichen Krankenkassen so-
wie die Arbeitgeber und die Rentenversiche-
rungsträger nicht unnötig durch steigende Zu-
satzbeiträge belastet werden  Das muss jetzt 
auch weiter gelten, gerade weil die Kranken-
versicherungsbeiträge ohnehin bereits ab 
dem kommenden Jahr kontinuierlich steigen 
werden und ohne Reformen spätestens 2022 
die im Koalitionsvertrag vereinbarte 40 %-
Marke bei den Sozialbeiträgen gerissen wird.  
 
Unter Zugrundelegung der nach dem Renten-
versicherungsbericht von der Bundesregie-
rung erwarteten Beitragssätze zur Renten- 
und Krankenversicherung, den beschlosse-
nen Beitragssatzveränderungen bei der Bun-
desagentur für Arbeit und dem gesetzlichen 
Beitragssatz zur Pflegeversicherung wird sich 
der Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz 
(GSVB) in den nächsten Jahren wie folgt ent-
wickeln: 
 

Jahr RV KV PV BA GSVB 

2019 18,6 15,5 3,05 2,5 39,65 

2020 18,6 15,7 3,05 2,4 39,75 

2021 18,6 15,8 3,05 2,4 39,85 

2022 18,6 16,0 3,05 2,4 40,05 

2023 18,6 16,1 3,05 2,6 40,35 

Angaben in Prozent, ohne Berücksichtigung 
des vorliegenden Gesetzentwurfs, ohne Kin-
derlosenzuschlag in der Pflegeversicherung. 
 
Umso mehr gilt, dass Arbeitgebern und Be-
schäftigten jetzt nicht noch eine weitere Milli-
ardenlast bei den Beiträgen zugemutet wer-
den kann.  

Immerhin bedeutet die Einführung eines Frei-
betrags in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung für Leistungen der betrieblichen Alters-
vorsorge laut dem Gesetzentwurf Minderein-
nahmen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung in Höhe von 
Ohne die Ausgleichsfinanzierung aus der Li-
quiditätsreserve des Gesundheitsfonds ent-
spricht dies einer Mehrbelastung von etwa 0,1 
Beitragssatzpunkt.  
 
Es wäre wenig geholfen, wenn zwar die vom 
Koalitionsausschuss beschlossene Einfüh-
rung der Grundrente sachgerecht aus Steuer-
mitteln finanziert würde, aber das fast ge-
nauso teure Vorhaben der Förderung der At-
traktivität der betrieblichen Altersvorsorge 
falsch zu Lasten der Arbeitskosten der Arbeit-
geber und der Nettolöhne der Beschäftigten 
ginge.  
 
 
Nicht überstürzt handeln 

 
Nicht nachvollziehbar ist, wieso das Gesetz-
gebungsverfahren so übereilt gestartet und 
die Neuregelung bereits ab 2020 in Kraft tre-
ten soll. Es darf nicht sein, dass durch über-
stürztes Handeln jetzt die notwendigen zeitli-
chen Spielräume fehlen, um die dringend not-
wendige Verständigung auf die gebotene 
Steuerfinanzierung herbeizuführen.   
 
Ein Start der Neuregelung bereits zum 1. Ja-
nuar 2020 ist im Beschluss des Koalitionsaus-
schusses auch nicht vorgesehen. Dort ist viel-
mehr eine Einphasung erst ab 2021 vorgese-
hen, erst dann soll auch die Entnahme von fi-
nanziellen Mitteln aus der Liquiditätsreserve 
des Gesundheitsfonds beginnen. Auch we-
sentliche andere Teile des Koalitionsaus-
schussbeschlusses sollen zudem erst 2021 
eintreten.  
 
Im Übrigen kommt es für das Ziel, die Attrak-
tivität der betrieblichen Altersvorsorge zu er-
höhen und Arbeitgeber und Beschäftigte zu 
motivieren, betrieblich für das Alter vorzusor-
gen, auch nicht darauf an, ob die geplante 
Entlastung ein Jahr früher oder später in Kraft 
tritt, denn von der Entlastung profitieren ohne-
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hin nur diejenigen, die bereits aus dem Ar-
beitsleben ausgeschieden sind und eine Be-
triebsrente beziehen. 
 
 
Antrag der Bundestagsfraktion DIE LINKE 

untauglich im Hinblick auf die Beendigung 

von Doppelverbeitragung 

 
Die im Antrag der Bundestagsfraktion DIE 
LINKE erhobene Forderung (Nr. 1), über den 
vorliegenden Gesetzentwurf hinaus Betriebs-
rentnerinnen und -rentner auch in der Pflege-
versicherung zu entlasten, ist abzulehnen. 
Bereits im Bereich der gesetzlichen Kranken-
versicherung sind Fälle echter Doppelverbei-
tragung, die unstreitig vermieden werden soll-
ten, die Ausnahme. Noch deutlich seltener 
und quantitativ weniger bedeutend sind sie je-
doch im Bereich der Pflegeversicherung, da 
hier nur für wenige Jahre (von 1995 bis 2001) 
galt, dass Entgeltumwandlung aus laufendem 
Entgelt grundsätzlich beitragspflichtig war. In-
sofern liefe die im Antrag vorgeschlagene Än-
derung darauf hinaus, nahezu alle Betriebs-
rentenbezieher gegenüber anderen Versi-
cherten zu privilegieren, weil sie dann weder 
in der Einzahlungs- noch in der Auszahlungs-
phase der betrieblichen Altersvorsorge volle 
Beiträge zur Pflegeversicherung zahlen wür-
den.  
 
Aus den genannten Gründen ist auch die For-
derung Nr. 2 abzulehnen.  
 
Ebenso verkehrt wäre ein vollständiger Ver-
zicht auf Beiträge für Leistungen aus Direkt-
versicherungsverträgen, die vor dem 1. Janu-
ar 2004 abgeschlossen wurden (Forderung 
Nr. 3), denn in aller Regel sind auch vor dem 
1. Januar 2004 abgeschlossene Direktversi-
cherungsverträge aus nicht mit kranken- und 
pflegeversicherungsbeitragsbelasteten Ein-
kommen angespart worden. 
 
Richtig ist dagegen, dass die monatliche Pau-
schale für die Krankenversicherung von ALG-

II-Empfängern (§ 232a SGB V) erhöht werden 
muss (Forderung Nr. 4), weil nur dann eine 
dem versicherten Risiko angemessene Bei-
tragshöhe gewährleistet ist. Die daher im Ko-
alitionsvertrag vereinbarte schrittweise Ein-
führung kostendeckender Beiträge zur ge-
setzlichen Krankenversicherung aus Steuer-
mitteln darf aber keine Kompensation für ge-
ringere Kranken- und Pflegeversicherungs-
beiträge auf Betriebsrenten sein, sondern ist 
unabhängig davon erforderlich.  
 
 
Ansprechpartner: 
 
BDA | DIE ARBEITGEBER 
Bundesvereinigung der  
Deutschen Arbeitgeberverbände 
 
Soziale Sicherung 
T +49 30 2033-1600 
soziale.sicherung@arbeitgeber.de 
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